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Ein Beitrag der Bremer Kampagnengruppe „Für das Leben und die Freiheit von Mumia Abu-Jamal 


Der Kampf für Leben und Freiheit Mumias 


tritt in eine entscheidende Phase 


Der Beitrag wurde auf der Kölner Demon- 
stration am 19. Juni vorgetragen. 


Der Bürgerrechtsanwalt Len Weinglass aus 
New York war eingeladen worden, heute hier 
auf der Kundgebung zu sprechen. Viele von 
Euch wissen, daß Len Weinglass mit einem 
Verteidigungsteam seit 1992 dafür kämpft, 
die Wiederaufnahme des Verfahrens durch- 
zusetzen, in dem Mumia Abu-Jamal, radi- 
kaler Journalist und ehemaliges Mitglied der 


Außer der Erlaßjahrkampagne, die mit 35.000 
Menschen für einen „weitreichenden Schuldener- 
laß für die ärmsten Länder" eine Menschenkette 
bildete, demonstrierten 10.000 anläßlich des G7- 
Gipfels am 19. Juni in Köln gegen Armut, Rassis- 
mus und Krieg. Mit rhythmischen Klängen führte 
die Karawane für die Rechte der Flüchtlinge und 
MigantInnen die Demonstration an. Es folgten 
verschiedene sozialistische Gruppen mit zahlrei- 
chen roten Fahnen, der kurdische Block - mit Ab- 
stand der größte auf der Demonstration — forder- 
te die Freilassung von Abdullah Ocalan und eine 
politische Lösung der kurdischen Frage. Mit dabei 
waren auch 600 Tamilen, mehrere Dritte-Welt-So- 


Black Panther Party, 1982 unter der falschen 
Anschuldigung zum Tode verurteilt wor- 
den, einen Polizisten erschossen zu haben. 

Wir alle wissen auch, daß diese Anschul- 
digung nur vorgeschoben ist. "Tatsächlich 
gehört Mumia zum Kreis der radikalen Kri- 
tiker der USA-Gesellschaft, die von Regie- 
rung und Polizei gnadenlos verfolgt werden. 
Viele Black Panthers sitzen seit über 20 oder 
30 Jahren in den Gefängnissen — Ruchell 
Magee seit nunmehr 36 Jahren als der am 


lidaritätsgrubpen und Kriegsgegner aus Deutsch- 
land. 

„Wir sind nicht hierhergekommen, um einen 
Platz am Verhandlungstisch zu verlangen", brach- 
te Professor Nanjunda Swamy, Präsident des Bau- 
ernverbandes des indischen Bundesstaats Karna- 
taka, das Anliegen auf den Punkt, „sondern um an 
einer neuen Welt zu arbeiten, einer Welt, die von 
unten nach oben aufgebaut wird". "Wir sind viel- 
mehr hierhergekommen, um Brücken zwischen den 
Menschen zu bilden, die sich dem selbstzerstöre- 
rischen System der Weltwirtschaft und der politi- 
schen und militärischen Herrschaft widersetzen", 
so Nanjunda Swamy weiter. (s.S.6.) 


längsten cinge- 
sperrte politi- 
schen Gefange- 
ne aus der Black 
Liberation Mo- 
vement, für die 
hier in der BRD 
solche Namen $ 
stehen wie An- 
gela Davis, die 1972 durch eine starke in- 
ternationale Kampagne vor der Gaskammer 
oder lebenslanger Haft bewahrt werden 
konnte, und Assata Shakur, die 1984 politi- 
sches Asyl auf Kuba erhielt und dort ge- 
schützt als anerkannte Repräsentantin der 
schwarzen Freiheitsbewegung der USA le- 
ben kann. 

All diese Verfolgten, Eingesperrten und 
ins Exil getriebenen eint die einfache lat- 
sache, daß sie es gewagt haben, die seit der 
Verschleppung der afrikanischen Sklavin- 
nen andauernde „humanitäre Katastrophe“ 
des Rassismus in den USA nicht nur zu kri- 
tisieren, sondern auch für Veränderung zu 
kämpfen. (...) 

Len Weinglass wollte heute hier sprechen, 
um deutlich zu machen, daß es in den USA 
eine Opposition gibt, die weder zur Todes- 
strafe noch zu Krieg, Rassismus und sozia- 
ler Entrechtung schweigt. Diese Oppositi- 
on hat es sich zur Aufgabe gemacht, mit al- 
ler Kraft zu verhindern, daß Mumia Abu-Ja- 
mal mit der lodesspritze umgebracht wird, 
weil es so offensichtlich ist, daß damit ein 
seit seinem 15. Lebensjahr verfolgter Dissi- 
dent endgültig zum Schweigen gebracht 
werden soll. 

Len Weinglass ... wäre gerne gekommen, 
um persönlich die Grüße von Mumia Abu- 
Jamal zu überbringen. Aber aus zwei Grün- 
den muß erin diesen lagen in den USA sein. 

Der erste ist, daß die Entscheidung des 
Obersten Gerichtshofes der USA in Was- 
hington noch aussteht, der sich jetzt mit 
dem Antrag der Verteidigung auf Zulassung 
des Wiederaufnahmeverfahrens zu befas- 
sen hat. Die Verteidigung geht davon aus, 
daß diesernoch unter Präsident Reagan Ge- 
richtshof negativ entscheidet. Das bedeu- 
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Die USA haben eine 
lange, blutige Tradition 
déer Verfolgung Be 
scher Gegner, bei der die 
herrschende Klasse kein 
Mittel, auch nicht den — 
legalisierten oder illega- 
len Mord scheut — aber 
sie haben auch eine lan- 
ge Tradition des Wider- 
standes gegen Ausbeu- 
tung und Unter- 
drückung und der Soli- 
darität mit politisch 
Verfolgten. Bild De- 
monstration für die 
Freiheit von Sacco und 
Vanzetti 


- tet, daß dann etwa im Oktober der Gouver- 
neur von Pennsylvania, lhomas Ridge, den 
zweiten Hinrichtungsbefehl gegen Mumia 
unterzeichnen wird. Die Verteidigung muß 
dann vorbereitet sein, vor dem zuständigen 
Bundesrichter im Bundesstaat Pennsylvania 
den Stop der Hinrichtung zu erreichen. Len 
Weinglass ist überzeugt, daß dieser Antrag 
Erfolg haben wird, aber damit ist dann auch 
die allerletzte Runde im Kampf für das Wie- 
deraufnahmeverfahren und Leben und 
Freiheit von Mumia eingeläutet. 

Der zweite Grund, warum Len Weinglass 
heute nicht hier sein kann, ist der Gesund- 
heitszustand von Mumia, der es erforderlich 
macht, jetzt von der Justiz eine angemesse- 
ne medizinische Versorgung zu verlangen. 
Mumias Fußgelenke sind geschwollen und 
blutleer, was ein Hinweis auf gravierendere 
körperliche Probleme sein kann. Bislang hat 
aber nur ein Sanitäter der Anstalt durch die 
Irennscheibe einen Blick auf die Schwel- 
lungen geworfen. Arzte des Vertrauens wer- 
den von der Justiz nicht zu Mumia vorge- 
lassen. Mumia hilft sich notdürftig selbst, 
indem er Salz, das er zum Essen bekommt, 
aufspart und damit Salzbäder für seine 
Füße macht. 

In den USA und aus Frankreich haben 
sich schon viele Unterstützerlnnen von Mu- 
mia an Gouverneur Ridge und das Depart- 
ment of Corrections gewandt, um eine an- 
gemessene medizinische Behandlung zu 
fordern. 

Diese aktuellen Entwicklungen sind es, 
die Len Weinglass heute daran gehindert 
haben, hier zu sprechen. Aber er sagt, dal) 
es auch erfreuliche Freignisse gibt. So sorgt 
z.B. ein Vorfall für aufgeregte Diskussionen 
in den USA: 

StudentInnen des Evergreen College der 
Stadt Olympia im US-Bundesstaat Was- 
hington, die die Festredner ihrer jährlich 
stattfindenden Diplomverleihung selber 
einladen dürfen, hatten zum letzten Wo- 
chenende Mumia Abu-Jamal eingeladen 
und — da er natürlich nicht kommen konn- 
te — seine Rede vom 'Ionband abgespielt. 
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Der Gouverneur von Washington zog dar- 
auf seine eigene Ansprache zurück. Colle- 
geleitung und Polizei versuchten, die anwe- 
senden StudentInnen zum Verlassen der 
Feier zu bewegen. Von 1.017 AbsolventIn- 
nen verließen aber nur 13 den Saal. Die an- 
deren wollten Mumias Rede bis zum Ende 
hören, in der er unter anderem die simple 
Wahrheit vertrat, daß „unterdrückte Men- 
schen das Recht auf Revolution“ haben. 

In diesem Sinne übermittelt Len Wein- 
glass euch allen die herzlichsten Grüße von 
Mumia, und beide wünschen mit vielen 
Menschen in den USA dieser Demonstrati- 
on und allen weiteren notwendigen politi- 
schen Initiativen gutes Gelingen und einen 
langen Atem. 

Und Len Weinglass fordert euch alle da- 
zu auf, nicht nachzulassen im Kampf für 


USA 


Anhaltende Solida- 
ritätsaktionen für 
Mumia Abu-Jamal 


Die Gewerkschaftstag der „National Writers 
Union“ (USA) verabschiedete am 19. Juni ein- 
mütig die folgende Resolution: 


„In Erwägung, 

daß der Gewerkschaftstag 1995 einen neu- 
en Prozeß für Mumia Abu-Jamal forderte 
und ihm die Eihrenmitgliedschaft anbot, die 
cr seitdem angenommen hat; 

daß der Oberste Gerichtshof von Pennsyl- 
vania Abu-Jamals trotz einer großen Anzahl 
von strafprozessualen Fehlern die Berufung 
Abu-Jamals zurückgewiesen hat und dieser 
nun erneut mit der drohenden Vollstreckung 
der Todesstrafe konfrontiert ist; 

daß das Bestreben, Abu-Jamal zum 
Schweigen zu bringen, ‘Teil des zunehmen- 
den Angriffs auf Journalisten ist; 


beschließt der Gewerkschaftstag 1999, die 


Mumias Freiheit. Mit seinen Worten: 

„Mumia ist nicht draußen nicht alleın, 
sondern auch nicht drinnen: Über 3.500 Ge- 
fangene warten wie er auf ihre Hinrichtung. 
Ein Sieg für Mumia ist nicht genug - alle 
müssen gerettet werden. In den Sechzigern 
waren wir aufgefordert, uns der Kriegsma- 
schinerie entgegenzuwerfen und den Krieg 
in Vietnam zu beenden. Wir taten es, und 
der Krieg wurde beendet. Dasselbe Engage- 
ment ist jetzt in Bezug auf die lodesma- 
schinerie nötig. Laßt nicht nach. Erhebt Eu- 
re Stimmen. Jede/r einzelne zählt. Steht ein 
für Mumia.“ 


Für das Leben und die Freiheit von Mumia 
Abu-Jamal und von allen politischen Gefan- 
genen! Für die Abschaffung der Todesstrafe! 
Bremen, 18. De 1999 
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örtlichen Gliederungen aufzufordern, an öf- 
fentlichen Aktivitäten im Laufe dieses Jah- 
res teilzunehmen oder diese zu unterstützen, 
indem sie die Zensur gegen Mumia Abu-Ja- 
mal enthüllen und die Einschüchterung, die 
davon auf die ganze schreibende Zunft aus- 
geht, und für die juristische Verteidigung 
Abu-Jamals Geld sammeln.“ 

Außerdem beschloß der Gewerkschaftstag 
einen Antrag, im September 1999 eine An- 
zeigenkampagne im Gebiet San Francisco 
Bay durchzuführen, die von Journalisten, 
Dichtern und anderen Schriftstellern unter- 
zeichnet und darüber aufklären soll, daß die 
Todesstrafe gegen Mumia die ultimative 
Form der Zensur darstellt. Außerdem soll am 
17. Oktober im Brecht-Forum von New York 
City eine große Veranstaltung stattfinden: 
„Writers for Mumia nehmen Stellung gegen 
Zensur“. 


Demonstration und andere Aktio- 
nen am 3,/4. Juli in Philadelphia 
Die US-Solidaritätsbewegung für Mumia 


Abu-Jamal, darunter International Concer- 
ned Family & Friends of Mumia Abu-Jamal 


Ehemaliger US-Justizminister klagt im Namen 
Leonard Peltiers gegen die US-Bewährungs- 
behörd 


Leonard Peltier seit 
24 Jahren in Haft 


/um ersten Mal überhaupt wurde beim 
Bundesdistriktgericht in Topeka, Kansas, ei- 
ne Klage gegen die Ablehnung von Leonard 
Peltiers Antrag auf frühzeitige Entlassung 
eingereicht. Dies ist der erste Versuch seit 
seinem letzten Berufungsantrag 1993, Leo- 
nard Peltiers Fall vor Gericht zu bringen,,. 
Amnesty international hat Leonard Peltier, 
der 1977 wegen angeblichen Mordes an die 
beiden FBI-Agenten Jack Coler und Ronald 
Williams verurteilt wurde, als politischen 
Gefangene anerkannt und fordert seine so- 
fortige und bedingungslose Freilassung. 
Die Anklage wurde am 4. Juni 1999 vom 
ehemaligen Justizminister und Anwalt 
Ramsey Clark u.a. eingereicht, mit der Be- 
sründung, daß die Kommissions-Entschei- 
dung illegal, offensichtlich fehlerhaft, will- 
kürlich, eigenhändig, und verfassungswid- 
rig war. Leonard Peltier darf danach erst 
nach 15 Jahren, in Dezember 2008, einen 
neuen Antrag auf frühzeitige Entlassung 
wieder stellen, 17 Jahren später, als die 
Kommissions-Richtlienien vorsehen, und 
sechs Jahre nach der vom Kongreß vorgese- 
henen Frist zur Auflösung der Kommission 
selbst. Durch Änderungen i in Bundesgeset- 
zen sowie der Praxis und Prozeduren der Be- 
währungsbehörde scit 1975 ist Leonard Pel- 
tier längeri in Haft, als damals nach dem Ge- 
setz überhaupt zulässig war, was gegen die 
Ixx-post-facto-Klausel der Verfassung und 
sein Recht auf Gleichbehandlung und 
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und MOVE, rief zur Demonstration am 4. 
Juli in Philadelphia auf. An diesem Tag ließen 
sich Bill Clinton, seine Außenministerin Al- 
bright und Gouverneur Tom Ridge in Phila- 
delphia feiern. Die Solidaritätsbewegung rief 
auf, ihnen unüberhörbar klarzumachen, daß 
Mumia freigelassen werden muß, und Auer k 
dem gegen die Kriegsverbrechen der NATO 
gegen Jugoslawien zu demonstrieren, die mit 
der Verschärfung der rassistischen Unter- 
drückung in den USA einhergehen. 

Die Demonstration findet alljährlich An- 
fang Juli in Philadelphia statt, weil sich in die- 
sen lagen die Verhängung des Todesurteils 
gegen Mumia jährt. In diesem Jahr findet sie 
vor dem Hintergrund statt, daß die Beru- 
fungsmöglichkeiten auf der Ebene von Penn- 
sylvania ausgeschöpft sind. Wenn Mumia 
beim Bundesgericht überhaupt Aussicht hat 
-die Aussichten sind aufgrund von Clintons 
Anti-Lerror-Gesetz von 1996 eher schlecht —, 
dann nur, wenn in der nächsten Zeit eine 
breite Mobilisierung gelingt. 

Für Samstag, den 3. Juli, wurdeeine direkte 
„Aktion des zivilen Ungehorsams“ in Phila- 
delphia vorbereitet. Bereits in den vergange- 
nen Wochen fanden mehrere solcher Aktio- 


Schutz vor dem Gesetz stößt. Leonard Pel- 
tier vertritt, daß die Ablehnungsbegrün- 
dung der Kommission auf diskriminieren- 
derund fehlerhafter Argumentation basiert. 

Die Klage macht außerdem darauf auf- 
merksam, daß sich die Bundesbewährungs- 
behörde seit der Verabschiedung des Ge- 
setzes zur Umfassende Kriminalitäts- 
bekämfung im Jahre 1984 in einem Prozeß 
der Auflösung befindet, und stellt den Zu- 
sammenhang zwischen dem Eigeninteresse 
der Behörde und der Ablehnung der früh- 
zeitigen Entlassung von Gefangenen her. 
Zusätzlich wird gegen die Nichtberücksich- 
tigung von Leonards gesundheitlichen Zu- 
stand als Begründung für eine Entlassung 
geklagt. Infolge einer 'Tetanusinfektion 


kann er seine Kiefer bei einer Öffnung des 


nen wie Blockaden und Besetzungen statt; 
am 13. Mai z.B. wurden 22 Menschen bei ei- 
ner Blockade in Philadelphia festgenommen. 
Verschiedene Organisationen und Personen 
haben ein Bündnis gebildet, das in den näch- 
sten Monaten ähnliche Aktionen durch- 
führen will. Das alles soll auch mobilisieren 
für die bundesweite Aktionswoche für Mu- 
mia Ende September und dafür, auf die Dro- 
hung eines neuen Hinrichtungstermins 
schnell mobilisieren zu können. 


Letzte Meldung 


Über 100 Aktivisten haben am 3. Juli für 
zweieinhalb Stunden das Liberty Bell-Ge- 
bäude in Philadelphia besetzt, um Gerech- 
tigkeit für Mumia Abu-Jamal zu fordern. Die 
Aktion fand anläßlich der Ankunft von Clin- 
ton und Albreight statt, die anläßlich des Na- 
tionalteiertags in Philadephia auf einer Ver- 
anstaltung sprachen. Aktivisten besetzten 
das Monument, während andere das Ge- 
bäude umringten und das Dach besetzten. 
Auf der Straße demonstrierten 200 Unter- 
stützer, die die zahllosen Touristen über das 
Ziel der Aktion informierten. Ungefähr 30 
Aktivisten, die sich an die Freiheitsglocke ge- 


Mundes, nicht mehr bewegen 

Obwohl die Bundesstaatsanwaltschaft of- 
fen zugibt, daß sie nicht beweisen kann, daß 
Leonard Peltier für den Tod der beiden F BI- 
Agenten während eines Schußwechsels in 
der Lakota-Reservation 1975 verantwortlich 
war, weigert sich die Kommission, dies zu 
berücksichtigen, und hat es ständig abge- 
lehnt, ihre Entscheidung zu überprüfen, 
mit der Begründung, daß sich Leonard im- 
mer noch weigert, die Verantwortung für 
den Tod der Agenten zu übernehmen. Leo- 

nard Peltier, der seine Unschuld stets be- 
teuert hat, befindet sich seit nun 24 Jahren 
im Haft. 
Nach Informationen des Internationalen Ak- 
tionscenters, New York USA. Internetadresse: 
http://www. iacenter.org 


Leonard Peltier Defense 
Committee 

PO Box 583 

Lawrence, KS 66044 
785-842-5774 


Selbst die Staatsanwalt- 
schaft gibt zu, keine Be- 
weise zu haben, daß Leo- 
nard Peltier die beiden 
FBI-Agenten erschossen 
hat. Doch bisher schei- 
terten alle Versuche, Leo- 
: nard frei zu bekommen, 
: Versuche, die von Zehn- 
; tausenden in aller Welt 
unterstützt wurden, an 
~ der wütenden Entschlos- 

; senheit des Staates, den 
"\ Kämpfer gegen die Un- 
> terdrückung.der Indianer 
& auszuschalten. 
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kettet hatten, wurden festgenommen. - 
Über die Demonstration am 4. war bis Re- 
daktionsschluß leider noch nichts zu erfah- 


u Mumia erkrankt 


Sorge bereitet der Gesundheitszustand von 
Mumia. Wie Pam Africa und Leonard Wein- 
glass jüngst mitteilten, sind seine Beine stark 
geschwollen und verfärbt. Eine offizielle me- 
dizinische Diagnose gibt es nicht, Mumia 
wurde das Recht verwehrt, sich von einem 
Arzt seiner Wahl untersuchen zu lassen. 

Die Gefängnisleitung zwingt Mumia und 
andere zum Tode Verurteilte, ganz dünne 
Schuhe ohne Halt und Schutz gegen Kälte 
zu tragen, was zu Verletzungen führt. Mu- 
mia und seine Leidensgefährten leiden un- 
ter dieser Folter. Tatsächlich möchte die Ge- 
fängnisleitung Mumia auf die eine oder an- 
dere Weise tot sehen. 


(Nach verschiedenen Berichten des Interna- 
tionalen Aktionscenters, New York USA. 
Internetadresse: http://www.iacenter.org 


Konsequenter Kriegsdienstverweigerer im Knast 


Solidarität mit Nic 


In der letzten Ausgabe berichteten wir von 
Nick, der aufgrund seiner konsequenten 
Kriegsdienstverweigerung im Knast ist. Die 
„Desertöre“ hielten auf dem Antikriegs-De- 
monstration am 12.5. folgende Rede: 


Wie viele sind hinter Gittern, die die Frei- 
heit wollen? Wieviel sind hinter Gittern, die 
wir draußen brauchen? Wieviel sind hinter 
Gittern nach ihrem Scheiß-Gesetz? Wer das 
Geld hat, hat die Macht, wer die Macht hat, 
hat das Recht! Nick ist einer von denen, di 
wir draußen brauchen. Finer, der die Frei- 
heit will! 

Vor neun Jahren hat er sich entschieden, 
nicht zur Armee zu gehen und auch keinen 
anderen Zwangsdienst zu leisten. Der Zi- 
vildienst ist im Ernstfall wie der Dienst an 
der Waffe bei der Bundeswehr für die Ver- 
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En aufgehoben! 
Frank ist draußen! 


| Am Nachmittag des 30.6, wurde Frank ; 
; AmentausderJustizvollzugsanstalt Düs- ; 
‚seldorf entlassen. Frank saß vom. 
‚11.4.1999 bis zum 30.6.1999 in Beuge- ; 
‚ haft, weil er sich weigerte, mit dem | 
; Staatsschutz zu kooperieren und als Zeu- 
‚ ge über linke Strukturen und Zusam- 
; menhänge Aussagen zu machen. Ihm | 
; waren sechs Monate Haft angedroht, er : 
; hat sich davon nicht beugen lassen und : 
‚ bis heute konsequent geschwiegen. Jetzt ; 
; hat das Oberlandesgericht Düsseldorf ; 
-die Beugehaft aufgehoben mit dem Ar- ; 
 gument, ein weiterer Vollzug sei „nicht { 
; verhältnismäßig“. ; 
; Die Rote Hilfe sieht darin, daß Frank 
; statt 6 nur 2'% Monate absitzen mußte, į 
; einen Erfolg der hartnäckigen Bemühun- ; 
| gen seiner "Anwältin Ursula E hrhardt : 
; (Hamburg) und der Solidarität mit ; 
; Frank, die in zahlreichen Briefen, Spen- | 
; den, Veröffentlichungen und Veranstal- : 
‚tungen zum Ausdruck gekommen ist. 
; Wir beglückwünschen und umarmen | 
; Frank, der wieder bei uns ist! Er hat mit | 
; seinem vorbildlichen Verhalten mögli- . 
‚ cherweise großen Schaden für Struktu- ; 
‚ ren und/oder Personen der Linken ver- ; 
< hindert. Franks Beispiel zeigt, daß eine 
‚ selbstbestimmte Haltung gegenüber der ; 
; politischen Justiz möglich ist, und un- ; 
; terstreicht die Forderung der Roten Hil- : 
; fe nach konsequenter Aussageverweige- | 
: rung gegenüber politischer Strafverfol- ; 
gung! Rote Hilfe e.V., Bundesvorstand 
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teidigung dieses Systems. Fin System, das 
täglich 40.000 Kinder verhungern läßt, die 
Völker der Welt gegeneinander hetzt und 
letztlich alles Leben im Auftrag des Profits 
zerstört. Der Zivildienst stellt die organi- 
sierte Grundlage zur vollen Mobilisierung 
der Gesellschaft für den Krieg dar. Er ist die 
Planung für den totalen Krieg! Der Zivil- 
dienstleistende soll als Flakhelfer beim 
Nachladen helfen, in der Kanonenindustrie 
zwangsarbeiten und die zerfetzten Soldaten 
zusammenflicken, damit sie abermals an die 
Front geschickt werden können. 

Es ist Krieg in Jugoslawien. Das ändert 
auch nicht das angebliche Einstellen der 

Luftangrifte. In ein zerbombtes Land ein- 
zumarschieren, ist Krieg! Das geschieht ein- 
zig und allein zur Aufrechterhaltung der so- 
genannten freien Weltordnung, der Siche- 
rung von Absatzmärkten, Rohstoffen, Han- 
delswegen und militärstrategischen Gebie- 
ten. Dies ist der offizielle Auftrag der Bun- 
deswehr und auch der Nato. Die unterein- 
ander konkurrierenden imperalistischen 
Industrienationen mit ihrem unersättlichen 
Bedarf an Rohstoffen, Bodenschätzen und 
Agrarprodukten, bis an die Zähne bewaff- 
net, wollen jeglichen Widerstand gegen ih- 
re Weltordnung brechen. In Peru, in Kurdi- 
stan, auf dem Balkan, im Irak, überall, wo 
Menschen oder Regierungen sich wehren 
oder im Weg stehen, führen die Imperiali- 
sten Krieg. Sie wollen die ganze Welt ihrem 
Diktat unterwerfen. Einem Chaos aus Krieg 
und grenzenloser Unterdrückung. Weite 
Teile der Massen sind aus der Sicht des Ka- 
pitals überflüssig geworden, da sie weder 
über Kaufkraft verfügen noch für die Pro- 


duktion gebraucht werden. Dieser überwie- 
gende Teil der Menschheit soll so effizient 
und kostengünstig wie möglich verwaltet, 
unterdrückt und auch vernichtet werden. 

Nick hat sich diesem System verweigert, 
hat angezeigt, wie viele andere auch, daß es 
möglich ist, Angste zu überwinden, Unan- 
nehmlichkeiten auf sich zu nehmen und 
standhaft zu bleiben über viele Jahre hin- 
weg. Damit hat er auch vielen anderen, die 
von seinem Kampf wissen, Mut gemacht 
und Kraft gegeben! 

Wir werden die politischen Gefangenen 
nicht vergessen! Sie sind Teil von uns. Die- 
se Solidarität brauchen wir. Sie muß über 
Grenzen hinweg durch alle Mauern hin- 
durch zum "Iragen kommen, denn wir ha- 
ben einen langen Kampf vor uns gegen die- 
ses alles vernichtende System. Wir haben 
dazu alle Zeit der Welt, was heißt, daß wir 
uns beeilen müssen. Uns organisieren, um 
dieses System und die, die es verteidigen, zu 
entlarven und anzugreifen. Diese korrupte 
Gesellschaft vergiftet das Wasser, die Luft 
und die Erde im Interesse der oberen Zehn- 
tausend. Die Herrschenden werden solange 
Kriege anzetteln, bis wir Ausgebeuteten, 
Unterdrückten, Vereinzelten uns zusam- 
menschließen, um uns zu befreien! 

In diesem Sinne Solidarität mit Nick! 
Schluß mit dem Krieg in Jugoslawien! Nato 
raus, raus aus dem Balkan! 


Nicks Haftbedingungen 


In einem Flugblatt zu Nick werden die Haft- 
bedingungen beschrieben: 
Im Knast Neumünster wurde Nick täglich 


23 Stunden in einer Einzelzelle unter Ver- 
schluß gehalten. Sie haben ihm mitunter 
Zeitungen und Post vorenthalten, z.T. ver- 
sucht, Besuche einzuschränken. Bei der 
Aushändigung von Büchern gab es den Ver- 
such politischer Zensur. 

Nick ist im Knast zermürbendem Psycho- 
terror ausgesetzt. In der im Erdgeschoß ge- 
legenen, gut einsehbaren Zelle war er stän- 
diger Beobachtung und dem abwertenden 
Gerede durch Institutionsvertreter ausge- 
setzt. Sie ließen sich über seine politische 
Einstellung, seine Art zu leben - jetzt im 
Knast, aber auch vorher — sowie über seinen 
Geisteszustand aus. Diese Praxis wird auch 
nach seiner Verlegung in den Knast Itzehoe 
fortgesetzt. Nick bewertet das so: „Alles, was 
ich in der Zelle tue, wird häufig augen- 
blicklich kommentiert. Sie ziehen hier eine 
Art Vivisektion durch (Forschung, Eingriff 
am lebenden Tier). Diese staatliche Praxis 
geschieht ständig, häufig hörbar, dennoch 
verdeckt. Selbst jetzt im Kanst ist die Re- 
pression nicht offen, geschweige denn nach 
außen öffentlich.“ 

Der Psychoterror ging in Neumünster 
über verbale Attacken hinaus: Bei der Ver- 
legung in eine andere Zelle hing von der 
Decke eine zum Galgenstrick geknüpfte 
Mullbinde. 
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Schreibt Nick: 


Nick Netzler, JVA Itzehoe, 
Bergstr. 5, 
25524 Itzehoe 


Kommt zu seinen Prozessen: 


Montag, 12. Juli, 11.30 Uhr 

Saal 24, Landgericht Itzehoe, Breitenburger 
Str. 68, Treffpunkt: 10.00 Uhr Itzehoe Hbf 
Dienstag, 20. Juli, 9.30 Uhr 

Saal 3, Amtsgericht Itzehoe, Bergstr. 5-7 


Kommt zur Knastkundgebung 


Um ihrer menschenverachtenden Praxis ent- 
gegenzutreten, um Nicks Haftbedingungen 
öffentlich zu machen und seiner Isolierung 
entgegenzuwirken, um uns für seine soforti- 
ge Freilassung einzusetzen, werden wir am 


Sonntag, 11. Uli, 16.00 Uhr ab Hbf. Itzehoe 


eine Knastkundgebung durchführen. 
Beteiligt euch alle! 


Solidarität mit Nick und allen Deserteuren! 


Bündnis antimilitaristischer, antiimperiali- 
stischer Gruppen und Einzelpersonen 


Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangsdienste 
und Militär durchsucht 


Plakate 
beschlagnahmt! 


Die Staatsanwaltschaft hat heute (15. Ju- 
ni) in Begleitung von etwa 10 Beamten des 
Landeskriminalamtes die Räume der 
Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangs- 
dienste und Militär durchsucht. Das 
Amtsgericht Tiergarten hat am 2. Juni auf 
Antrag der Staatsanwaltschaft I des Land- 
gerichtes Berlin die Durchsuchung und 
die Beschlagnahmung von Beweismitteln 
angeordnet. 

Anlaß für diese Aktion ist eine Strafan- 
zeige, die Kampagne habe auf einem Pla- 
kat öffentlich zu Straftaten aufgerufen. 
Die darin enthaltene lextpassage „Deser- 
tiert aus allen kriegsführenden Armeen!“ 
sei der Aufruf an „Angehörige der Bun- 
deswehr zur Fahnenflucht“. Fahnenflucht 
ist nach § 16 Wehrstrafgesetz eine Straftat. 
Dieses Plakat war in einer U-Bahn, so der 
Oberstaatsanwalt, geklebt. Angaben, wer 
die Anzeige gestellt hat, wurden gegenü- 
ber der Kampagne nicht gemacht. 

Im Beisein von Oberstaatsanwalt Dal- 
heimer am Landgericht Berlin sind Akte- 
nordner, Karteiarchive und PC-gestützte 
Dateien von 10.25 bis 11.10 Uhr durch- 
sucht worden. Es wurden sechs Plakate be- 


schlagnahmt. Weitere Beweismittel wur- 
“den nicht gefunden. Der Beschlagnahme- 
„„Deschluß betraf Unterlagen, aus denen 


hervorgeht, wer für dieses Plakat verant- 
wortlich ist und wie es hergestellt und ver- 
breitet wurde. 

Der während der Durchsuchung anwe- 
sende Mitarbeiter der Kampagne, Ralf 
Siemens, hat die Verantwortung für dieses 
Plakat übernommen. Ansonsten verwei- 
gerte er die Aussage. 

Dieses Plakat ist vor dem Hintergrund 
des Nato-Angriffs auf Jugoslawien ent- 
standen. Auf dem Plakat mit der Auf- 
schrift „Fs gibt viel zu tun. Packen wir’s 
an“ befinden sich die Portraits der für den 
Angriffskrieg der NATO verantwortlichen 
bundesrepublikanischen Politiker sowie 
eine Chronologie der deutschen Ausland- 
seinsätze. Dieses Plakat ist Anfang April in 
Umlaufgebracht worden und verweist mit 
dem Satz „Desertiert aus allen kriegs- 
führenden Armeen!“ auf die Verantwor- 
tung des einzelnen Soldaten aller am Krieg 
beteiligten Armeen. 

Offen bleibt, warum die Berliner Staats- 
anwaltschaft erst das Aussetzen der Luft- 
angriffe abgewartet hat. Wir protestieren 
scharf gegen die Kriminalisierung gesell- 
schaftlich notwendiger Außerungen, die 
das Ende von Krieg, von Töten und Mor- 
den, fordern. 

Presseinfo der „Kampagne“, 15.6. 
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für den 
: 31.12.1998 folgende Zahlen: 
; 90 Flüchtlinge starben auf dem Wege in | 
; die Bundesrepublik Deutschland oder ; 
; an den Grenzen, davon allein 67 an den : 
: deutschen Ost-Grenzen, : 
; 162 Flüchtlinge verletzten sich auf dem ı 
| Wege in die BRD z. T erheblich, . 
< 64 Flüchtlinge begingen wegen der dro- ; 
< henden Abschiebung Selbstmord und _ 
; 121 Flüchtlinge versuchten sich zu töten . 
: und überlebten z. T. schwer verletzt, : 
; 4 Flüchtlinge starben während der Ab- 
: schiebung und : 
. 58 Flüchtlinge wurden durch Zwangs- 
: maßnahmen während der Abschiebung . 
< 6 Flüchtlinge kamen nach der Abschie- | 
; bung in ihrem Herkunftsland zu Tode : 
; 212 Flüchtlinge wurden im Herkunfts- . 
; land von Polizei oder Militär mißhandelt : 
: und gefoltert, : 
; 15 Flüchtlinge verschwanden nach der ; 
; Abschiebung spurlos. 
; 9 Flüchtlinge starben durch Polizeige- . 
; walt, 49 wurden verletzt. , 
< 42 Menschen starben bei Anschlägen auf . 
: Flüchtlingsunterkünfte und 
: 369 Flüchtlinge wurden z.T. erheblich ; 
; verletzt. 
: Durch staatliche Maßnahmen der BRD ; 
| kamen mehr Flüchtlinge ums Leben als 
: durch rassistische Übergriffe. ; 
< Die Dokumentation ist zum Preis von 
< 10,00 DM (plus Porto) bei der Antirassi- 
= stischen Initiative e.V., Yorckstr. 59, 10965 
: Berlin, Tel.: 785 72 81, Fax: 786 99 84, In- . 
: ternet: ARI-B@VLBERLIN.comlink.de, 
: erhältlich. 
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Neu erschienen: 


 „Bundesdeutsche Flüchtlingspolitik und 
; Ihretödlichen Folgen“. Januar 1993 bis Ja- 
; nuar 1999 - 6. Aktualisierte Auflage - 


; Mit der mittlerweile 104seitigen Doku- _ 
| mentation von Einzelfällen veröffentli- 
; chen wir die erschreckendsten Konse- _ 
; quenzen deutscher und europäischer 


i Abschottungspolitik. 


Die Zusammenstellung umfaßt To- | 


: desfälle und Verletzungen bei Grenzü- 
; berquerungen, Selbstmorde und Selbst- 
; mordversuche von Flüchtlingen, Todes- 
: fälle und Verletzungen während und 
< nach Abschiebungen. Sie umfaßt außer- | 
; dem Berichte über Kluchtversuche, die . 
: deutlich machen, welche lebensbedroh- _ 
; lichen Bedingungen Flüchtlinge auf sich 
< nehmen müssen, um in die BRD zu ge- 
| langen. Fluchtversuche, die nur durch | 
; Zufall für die Flüchtlinge nicht tödlich 
: endeten. Die Zusammenstellung um- ; 


D 


; faßt auch Angriffe und Anschläge auf . 
: Flüchtlingsunterkünfte. 


Aus der Dokumentation ergeben sich ; 
Zeitraum 1.1.1993 bis 
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LIES rororo nutono oteta EEEEREEIEEEEEEEEEER 


Köln, 15. Juni 1999 


Die Grüne Partei läßt den Hungerstreik der 
‚Karawane“ durch Polizeieinsatz räumen 


Wir berichteten in der letzten Ausgabe über 
den Hungerstreik der „Karawane für die 
Rechte der Flüchtlinge und MigrantInnen“ 
im Grünen-Kreisbüro in Köln. Nach elf Ta- 
gen friedlicher Besetzung wurden die Hun- 
gerstreikenden am 15. Juni auf Veranlassung 
von B90/Die Grünen polizeilich geräumt. 
Hier der Bericht der Hungerstreikenden: 


segen 9.00 Uhr, als der überwiegende Teil 
von uns noch schlief, stürmte ein Sonder- 
einsatzkommando der Polizei die Rium- 
lichkeiten am Waidmarkt. Die Polizeibe- 
amten gingen mit äußerster Härte und bru- 
tal gegen uns vor. Es wurde uns verboten, 
uns zu äußern, als dennoch jemand wagte, 
die Parole „Der Hungerstreik muß weiter- 
gehen!“ auszurufen, skäirzten sich mehrere 
Beamten auf ihn und schlugen ihm die Bril- 
le vom Kopf. Er wurde an Händen und 
Füßen gefesselt und zum Polizeiwagen ge- 

schleift. Während des fünfstündigen Poli- 
zeigewahrsams wurde uns das dringend 
benötigte Wasser zum 'Irinken verweigert, 
statt dessen wurde uns zynischerweise Es- 
sen angeboten. 

Die öffentliche Verlautbarung der Grü- 
nen, die Räumung sei gewaltfrei verlaufen, 
entspricht nicht im Geringsten dem 
tatsächlichen Geschehen. Darüber hinaus 
wurde die polizeiliche Räumung von den 
Grünen in vorherige Warnung uns ge- 
genüber veranlaßt. 

Seit dem 4. Juni hatten wir, Flüchtlinge 
aus Nigeria, Kamerun, Togo, Sri Lanka, Ta- 
mil Eelam, Kurdistan, Peru und Unterstüt- 
zer aus den USA, das Grünen-Büro besetzt, 
um dort anläßlich der Proteste gegen den 
EU- und Weltwirtschaftsgipfel in einen un- 
befristeten Hungerstreik für Menschen- 
rechte und Gerechtigkeit und gegen den ras- 
sistischen Terror zu treten. Wir haben das 
friedliche Mittel des Hungerstreiks gewählt, 
um auf unsere verzweifelte Situation so- 
wohl in unseren Herkunftsländern als auch 
hier in Deutschland aufmerksam zu ma- 
chen. Unmittelbar nach der Besetzung ka- 
men spontan mehrere Vertreter und Vertre- 
terinnen der autonomen Szene, um ihre So- 
lidarität zu bekunden. Sie nahmen die Be- 
setzung des Grünen-Büros zum Anlaß, um 
ihre berechtigte Wut über die ehemalige 
linksalternative Protestpartei in Form von 
Wandsprühereien und Parolenrufen Luft zu 
machen. Als die Situation zu eskalieren 
drohte, arrangierte wir ein Treffen mit ih- 
nen, um die Ausrichtung der Besetzung auf 
den friedlichen Hungerstreik zu erläutern 
und um klar zu machen, daß dies nicht der 
Ort sei, um den Konflikt zwischen der deut- 
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schen Linke und dem ehemaligen Opposi- 
tionssammlungsbecken Grüne /Bündnis 90 
auszutragen. Die Unterstützerinnen und 
Unterstützer haben diese Vorgehensweise 
respektiert und daraufhin ihre Proteste an 
anderen Orten fortgesetzt. 

Durch die polizeiliche Räumung haben 
die Grünen mögliche Abschiebungen be- 
wubt vorangetrieben. Sie haben uns direkt 
der deutschen Abschiebemaschinerie aus- 
geliefert, die aus ihrem Mord an dem suda- 
nesischen Flüchtling Aamir Mohamed Age- 

eb noch keinerlei Konsequenzen gezogen 
hat, sondern im Gegenteil den mörderi- 
schen U mgang mit Asy Ibewerbern und Asy- 
Ibewerberinnen zur Tagesordnung macht. 
Sie haben in Kauf genommen, mit unserem 
Leben zu spielen und uns direkt ans Messer 
unserer Vertolgerstaaten auszuliefern. Be- 
sonders im Falle unseres tamilischen Freun- 
des Tharmalingam Raveenthiran konnte 
die Freilassung erst einen 'lag später durch 
massiven Protest vor allem durch Unter- 
stützung der antirassistischen Kampagne 
„Kein Mensch ist illegal“ erzwungen wer- 
den. (...) 

Hinzu kommt ihre schmutzige Lügen- 
kampagne gegenüber uns Hungerstreiken- 
den: Obwohl wir uns seit über zehn Tagen 
im Hungerstreik befinden, sollen wir laut 
Pressemitteilung der Grünen den Partei- 
kühlschrank leergegessen, Diebstahl began- 
gen und mit Drogen gehandelt haben. Die- 
se unerhörten und absurden Vorwürfe be- 
dienen sich nicht nur rassistischer Stigma- 
ta, wie man sie sonst nur aus rechten und 
faschistischen Kreisen kennt, sondern stim- 


men zudem in die vor allem der CDU/CSU- 
Fraktion geschürte rassistische Debatte um 
„stratfällig gewordene Ausländer“ ein. 
Durch ihre diffamierenden Äußerun gentra- 
gen die Grünen maßgeblich dazu bei, das 
rassistische Klima und die Pogromstim- 
mung in diesem Land gegenüber uns 
Flüchtlingen, Migranten und Migrantin- 
nen weiter anzuheizen. 
Offensichtlich versuchen die Grünen, die 
Peinlichkeit ihres Verhaltens durch derarti- 
ge Schuldzuweisungen zu übertönen. 


Wir verlangen von den Mitarbeitern und 
Mitarbeiterinnen des grünen Kreisver- 
bandsbüros eine unverzügliche Zurücknah- 
me ihrer haltlosen Anschuldigungen und 
fordern sie auf, sich öffentlich bei uns zu 
entschuldigen. 


Köln, G7/G8 


Globaler Protest für globalen Wandel 


Abschlußaktionen der Internatio- 
nalen Karawane für Solidarität und 
Widerstand in Köln 


Von der Peripherie direkt ins Zentrum der 
Macht: 500 Frauen und Männer aus dem 
Irikont bilden seit dem 22. Mai eine Inter- 
nationale Karawane für Solidarität und Wi- 
derstand durch Europa. Höhepunkt dieses 
Monats war am Wochenende 19./20. Juni 
der Gipfel der mächtigsten Industrienatio- 
nen (G7/8) in Köln. 

In den letzten Wochen hat Europa eine 
Karawane erlebt, wie es sie so bisher noch 
nicht gab. Hunderte von Kleinbauern und 
-bäuerinnen aus Indien, aber auch traditio- 
nelle Fischer und von den Staudammpro- 
jekten aus ihren Dörfern Vertriebene sind 
zusammen mit Landlosen aus Brasilien und 


aus Bangladesch gekommen, mit Müttern 
der Verschwundenen aus Argentinien und 
vielen mehr. Sie alle treffen in ganz Furopa 
aut lokale Bewegungen, um gemeinsam mit 
diesen Aktionen durchzuführen. 

Der politische Antrieb der aus elf Bussen 
bestehenden Karawane ist es, Menschen zu- 
sammenzubringen, die sich gegen eine 
Weltwirtschaftsordnung richten, die dem 
Gewinninteresse weniger dient und dabei 
die Zerstörung der sozialen und ökologi- 
schen Lebensgrundlage vieler bewirkt. 
Nicht Lobby-Politik ist das Ziel der Kara- 
wane, sondern die Institutionen und multi- 
nationalen Konzerne mit ihrer Präsenz zu 
konfrontieren. Dabei geht es neben dem 
Protest gegen das Weltwirtschaftssystem 
um die Ablehnung von Gentechnologie und 
die Patentierung des Lebens; es geht gegen 


Militarismus und nukleare Bedrohung so- 
wie gegen die Verschuldung der Dritten 
Welt. 

In einem Brief der größte indischen Bau- 
ernorganisation KRRS heißt es: „Wir wollen 
dem Norden vermitteln, wie der Süden das 
System der Ausbeutung erlebt, das uns von 
Euren Regierungen und internationalen In- 
stitutionen wie der WTO und den multi- 
nationalen Konzernen aufgezwungen wird. 
Wir wollen Euch aus erster Hand eine Vor- 
stellung davon geben, welche Auswirkun- 
gen diese Institutionen auf uns haben und 
wie sie unser Leben zerstören.“ Dabei geht 
es gerade um die direkte Begegnung und das 
vereinte Handeln: „Wir kommen, um mit 
Leuten auf der Straße zu sprechen und mit 
Männern und Frauen Kontakt aufzuneh- 
men, die genauso wie wir von der weltwei- 
ten Mißordnung betroffen sind.“ 

Die Karawane führte durch die folgenden 
Länder: Belgien, Dänemark, Deutschland, 
Finnland, Frankreich, Großbritannien, Ita- 
lien, Norwegen, Osterreich, Schweiz, Spa- 
nien und die Niederlande. 


Präsident des Koordinations- 
komitees der indischen Bauern- 
bewegungen in deutschem Polizeige- 
wahrsam — GipfelkritikerInnen wur- 
den am friedlichen Protest gehindert 


500 Menschen aus dem Süden, die für den 
Weltwirtschaftsgipfel angereist waren und 
hier die „Gang der 7“ auslachen wollten, 
sind am Freitag nachmittag ((18.6.) von Po- 
lizeikräften bereits daran gehindert worden, 
mit der U-Bahn in die Stadt zu fahren - sie 
wurden umzingelt und zum Teil in Ge- 
wahrsam genommen. Darunter auch Vijay 
Jawandhia, Präsident der Inter-State Coor- 
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dination Committee of Farmers’ Organisa- 
tions, der indischen Vernetzung von Bau- 
ernbewegungen, sowie dessen Ehefrau. 
Trotz gegenteiliger a der Polizei: 
Am Samstag, 19.6., 00 Uhr, befanden sich 
noch Menschen im P olizeigewahrsam. Die 
Polizei spricht von 15 in Gewahrsam und 3 
Festnahmen. Unsere Zahl von Vermißten 
liegt wesentlich höher. (...) 

Unter den Eingekesselten befanden sich 
sechs JournalistInnen. Obwohl sie den Be- 
amten ihre Presseausweise zeigten, wurden 
sie rund zwei Stunden lang von der Polizei 
festgehalten. Als Begründung wurde den 
PressevertreterInnen gesagt, sie hätten kei- 
ne Rücksprache mit der Finsatzleitung ge- 
halten. Später wurde ihnen lapidar mitge- 
teilt: „Sie waren zu früh da.“ 

Die Polizei kesselte rund 350 Teilnehme- 
rinnen der Karawane an der Haltestelle Bol- 
tensternstrabe über drei Stunden ein. Nach 
Angaben von TeilnehmerInnen kam es da- 
bei zu Übergriffen durch die Polizei. Einige 


wurden geschlagen und zu Boden geworfen. 
Mindestens zwei Demonstrationsteilneh- 
merlnnen mußten in ärztliche Behandlung. 

Die Polizei sprach im Laufe der Aktion ins- 
gesamt 177 Platzverweise aus. Außerdem 
machte einige Beamtinnen rassistische 
Äußerungen, zum Beispiel erklärte ein Poli- 
zist mit Blick auf DemonstrantInnen aus In- 
dien: „Hier stinkt es.“ 

Ebenso kam es am Ebertplatz zu einer kur- 
zzeitigen Kinkesselung von rund 500 De- 

monstrantInnen. Hier verlief der Polizei- 
einsatz jedoch triedlich. 

Die von der Polizei genannte Begründung 
für ihren massiven Einsatz an der U-Bahn- 
Haltestelle Boltensternstraße ist wenig 
plausibel. Die Polizei behauptete, die Teil- 
nehmerInnen hätten Kreuzungen in der 
Kölner Innenstadt besetzen wollen. Diese 
Informationen habe sie — so die Finsatzlei- 
tung — einem Flugblatt entnommen. Die 
DemonstrantInnen waren jedoch auf dem 
Weg zum Kölner Dom gewesen, um auf der 
Domplatte mit einer „Laugh Parade“ ihrem 
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als sieben Jahre im Un- 
tergrund gelebt und ge- 


Protest Ausdruck zu verleihen. An Straßen- 
blockaden war dabei nicht gedacht. In In- 
dien ist diese Aktionsform des „satzagraha“ 
eine Form des Widerstands in der Traditi- 
on Ghandis. Auch ein Sprecher der Polizei 
räumte ein, dab die indischen 'Teilnehme- 
rinnen sich friedlich verhalten haben. 


Hamburg, den 20.6.1999 

Aktivist von Ausliefe- 
rung an den Folter- 
staat Peru bedroht 


Am Dienstag, den 8. Juni 99 wurde Alexan- 
der Alayo Chavez von der deutschen Polizei 
festgenommen. Seitdem befindet er sich im 
Abschiebeknast Büren. Alex hat als Mitglied 
der peruanischen revolutionären Organisa- 
tion MPL (Movimiento Patria Libre) mehr 


sen den Neboliberalis- 
mus und die „zivilmi- 
litärische“ Diktatur des 
Präsidenten Fujimori 
gekämpft. Nach seiner 
Flucht aus Peru hat er 
die Menschenrechtsver- | 
letzungen des peruani- _ 
schen Regimes immer 
wieder in verschiedenen 
Ländern öffentlich ge- 
macht und für die Frei- 
heit der politischen Ge- 
fangenen gekämpft, zu- 
letzt als Teilnehmer des 
Hungerstreiks der „Ka- 
rawane für die Rechte 
der Flüchtlinge und Mi- 
grantInnen“. Seine In- 
haftierung und die Dro- f 
hung, ihn an den perua- f 
nischen Staat auszulie- 4 


fern, sind eine offene Bedrohung seines Le- 
bens und eine Kampfansage an alle, die für 
eine Welt kämpfen, in der alle Menschen in 
Würde und Freiheit leben können. 


Was ist passiert? 


Am 4. Juni 99 begannen Flüchtlinge aus 
Afrika, Asien, Lateinamerika und dern Mitt- 
leren Osten gemeinsam mit Unterstütze- 
rinnen aus Europa und den USA einen Hun- 
gerstreik gegen rassistischen Terror und für 
Menschenrechte, Gerechtigkeit und Frie- 
den. Diese Aktion fand im Büro von Bünd- 
nis 90/Die Grünen in Köln statt, das zu die- 
sem Zweck besetzt worden war. Der Hun- 
gerstreik wurde begonnen, als der EU-Gip- 
fel in Köln stattfand und sollte bis zum G7- 
Gipfel zwei Wochen später andauern - wo- 
zu es aber nicht kam, da die Grünen ihr Büro 
polizeilich räumen ließen, als die Europa- 
wahl vorbei war (und sie wegen solch eines 
Verhaltens keine Stimmenverluste mehr be- 
fürchten mußten). 

Alex Alayo hat sich als Vertreter der pe- 
ruanischen Menschenrechtsvereinigung 
Programa Andina para la Dignidad Huma- 
na (Andenprogramm für Menschenwürde) 
an diesem Hungerstreik beteiligt. Als Teil- 
nehmer der „Karawane“-Aktion hat er In- 
terviews gegeben und eine schriftliche Pres- 
seerklärung abgegeben, in der er Stellung 
dazu nahm, warum er als Peruaner sich am 
Hungerstreik beteiligte: „Weil die europäi- 
schen Staaten und Unternehmen Kompli- 
zen des peruanischen Staatsterrors und der 
Verletzung der Menschenrechte von 24 Mil- 
lionen PeruanerInnen sind.“ 

Am vierten Tag des Hungerstreiks mach- 
te Alex sich zu einem politischen Treffen auf 
den Weg nach Hamburg. Auf der Autobahn 
wurde das Auto, in dem er reiste, von Zivil- 
polizei herausgewunken und Alex unter 
dem Vorwurf des illegalen Aufenthalts fest- 
genommen. Dann wurde er in den Ab- 
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schiebeknast Büren gebracht. Dort bean- 
tragte er politisches Asyl. Dennoch wurde er 
weiterhin in Haft gehalten — seit nunmehr 
schon zwei Wochen. 

Wir, die Unterstützerinnen und Unter- 
stützer von Alexander Alayo, sind wegen sei- 
ner fortgesetzten Inhaftierung in großer 
Sorge. In den letzten Jahren sind immer wie- 
der peruanische Flüchtlinge aus europäi- 
schen Staaten nach Peru abgeschoben wor- 
den. Dort müssen sie mit Folter und einer 
Gefängnisstrafe von 20 Jahren und mehr 
rechnen. Alex Alayos jahrelanger Kampf für 
die Freiheit der politischen Gefangenen 
und gegen das Regime Alberto Fujimoris 
fällt nach den Gesetzen der peruanischen 
Diktatur unter „Landesverrat“ und wird mit 
30 Jahren Gefängnis bestraft. Alex, der sein 
Leben dem Kampf für die Freiheit der Men- 
schen gewidmet hat, wurde nun selbst der 
Freiheit beraubt und soll an den Staat, ge- 
gen den er seit Jahren kämpft, ausgeliefert 
werden. Dieser Skandal ist nur zu verstehen, 
wenn man um die engen Verbindungen des 
deutschen Staates mit dem peruanischen 
Regime weiß. Die Inhaftierung Alex Alayos 
ist auch eine Antwort des deutschen Staats 
auf den Hungerstreik der „Karawane für die 
Rechte der Flüchtlinge und MigrantInnen“, 
über den in der ganzen Welt berichtet wur- 
de. 

In einer Stellungnahme nach seiner Fest- 
nahme erklärte Alex: „In meinem Fall geht 
es eindeutig um eine politische Motivation, 
und wenn mir Solidarität zuteil wird, ist dies 
eine Solidarität mit der peruanischen Volks- 
bewegung, die weiter Widerstand leistet 
und gegen den Neoliberalismus und die 
Diktatur von Fujimori kämpft.“ 

Alex Alayo muß sofort und bedingungslosfrei- 
gelassen werden! 

Schaffen wir den politischen Druck, der Alex 
rausholt! 

Schickt viele, viele, viele Faxe an den zu- 
ständigen Innenminister von Nordrhein- 
Westfalen, Dr. Behrens: Fax 0211/87133 
>> Kopien Eurer Faxe bitte an den Interna- 
tionalen Menschenrechtsverein Bremen: 
Fax 0421/5577094 

Macht Aktionen! Setzt Eure Phantasie ein, 
um Alex rauszubekommen! 
Nachtrag; Inzwischen ist 

draußen - Red. 


Alex wieder 


Berlin 


Prozeb gegen 
More Keskin 


Mit fünfjähriger Verzögerung wurde am 1. 
Juli vor dem Berliner Landgericht der Pro- 
ze gegen Moré Keskin (bürgerlicher Name: 
Nuran A.) eröffnet. Die Staatsanwaltschaft 
legt der 30jährigen Volksverhetzung zur 
Last, nachdem sie bei Demonstrationen im 
April 1993 und anläßlich der 1.-Mai-Demo 
1994 Sprüche wie „Deutsche Polizisten 
üben fleißig für ein neues 33“ und „Deut- 
sche Polizisten, Mörder und Faschisten“ 

durch das Megaphon gerufen haben und 
das Lied „Deutschland“ der Gruppe Slime 
abgespielt haben soll. Darüber hinaus wer- 
den More Keskin Verstöße gegen das Ver- 
sammlungsgesetz angelastet, weil sie im 
Mai 1995 eine Fahne der ERNK geschwenkt 
haben soll. (S. letzte Ausgabe) 

Der Prozeß findet erst jetzt statt, weil Nu- 
ran A. nicht zum Prozeßtermin im Oktober 
1994 erschienen war und sich krank gemel- 
det hatte. Bei der diesjährigen 1.-Mai-De- 
mo wurde sie verhaftet und sitzt seitdem in 
U-Haft, obwohl sie einen Job hat und auch 
einen festen Wohnsitz nachweisen konnte. 
Nun fürchtet ihr Anwalt, daß mit dem Ver- 
fahren ein Exempel an der Angeklagten sta- 
tuiert werden soll. Ihre Inhaftierung steht 
jedenfalls nicht nur nach Auffassung ihres 
Verteidigers in keinem Verhältnis zu den 
Jatvorwürfen. (nach: jW vom 2.7.) 


Berlin, etwas verspätet 
Bilanz 1. Mai 


Wir hatten in der letzten Ausgabe berichtet, 
daß Moré Keskin auf einer 1.Mai-Demon- 
stration in Berlin verhaftet worden war. Das 
Gemeinsame Antirepressionsbündnis infor- 
mierte, daß beim Revolutionären 1. Mai, der 
zum 12. Malin Folgein Berlin stattfand, zahl- 
reiche weitere Menschen festgenommen bzw. 
verhaftet wurden. Wir bringen einen Auszug 
aus dem Flugblatt (neuere Informationen ha- 
ben wir nicht): 


„Über 130 Menschen sind an diesem 1. Mai 
(incl. 30.4.) eingeknastet worden (nach 
stop), darüber hinaus 420 DemonstrantIn- 
nen als ASOG-Gefangene (344 allein am 
30.4.). Platzverweise wurden ausgesprochen 
und zahlreiche der eingekesselten, festge- 
nommenen DemonstrantInen von 
„Reclaim the streets“ am 30. April wurden 
an den Stadtrand gefahren und dort ausge- 
setzt. Drei von 15 eingefahrenen Migran- 
tInnen sind vor den Haftrichter gekommen 
— bei Vorwürfen wie „Landfriedensbruch“ 
kann so für Menschen ohne deutschen Paß 
noch verschärfend die Gefahr der Abschie- 
bung bestehen. 


Von 19 bis 23 Haftbefehlen wird in den 


Zeitungen geschrieben, wobei mindestens 
8 außer Vollzug gesetzt wurden. 

Unseres Wissens sind 11 Leute noch hin- 
ter Mauern geblieben. 7 Leute sitzen in U- 
Haft in Moabit, eine Frau ist in Pankow ein- 
geknastet, und drei Jugendliche sind in Ju- 
gendknast bzw. -heime gesteckt worden. 
Die Palette der Vorwürfe reicht von Land- 
friedensbruch über Gefangenenbefreiung 
bis zu Sachbeschädigung und Körperverlet- 
zung. 

Des weiteren sind 106 Anzeigen gegen 
Unbekannt gestellt worden, so daß eventu- 
ell nach Auswertung der B.videos noch mit 
weiteren Prozessen gerechnet werden kann. 
Auch gerade da es dieses Jahr besonders auf- 
fiel, daß nur wenige sich „vermummten“ 
und oftmals die Gefahr der sog. „Doku- 
mentationstrupps“ der B. mit ihren Kame- 
ras nicht wahrgenommen wurde. 


München 

Kriminalisierung 
Wir hatten in der letzten Ausgabe berich- 
tet, daß ein Bus aus München zur Demon- 
stration am 3. Juni in Köln festgehalten wor- 
den war. Dazu gab es in der „Interim“ fol- 
gende kurze Zusammenfassung: 

Nachdem alle in den Bus gestiegen waren, 
das Gepäck für Köln verstaut war und der 
Bus gerade abfahren wollte, stürmen in ei- 
ner „Rambo-artigen Aktion“ USK (Unter- 
stützungsSonderKommand) und B. vom 
Staatsschutz, von denen bis zu diesem Zeit- 
punkt weit und breit nichts zu sehen war, 
den Bus. Anscheinend wurde der Bus davor 
durchgehend (verdeckt) observiert. Das 
USK (in voller Kampfmontur) verhält sich 
äuberst aggressiv und provoziert die ganze 
Zeit über die anwesenden Menschen im 
Bus. Von K14-B. (politische Polizei) wird 
nach mehreren GenossInnen gesucht, ge- 
gen die Ermittlungsverfahren im Zusam- 
menhang mit dem 3.6. in Köln laufen. Sie 
werden im Bus aber nicht angetroffen. Die 
Menschen aus dem Bus müssen einzeln 
nacheinander aus dem Bus aussteigen, wer- 
den mit Scheinwerfern angestrahlt und ge- 
filmt. Danach werden sie und das mitge- 
führte Gepäck gefilzt. 

Ein Mensch, der durch politische Tätig- 
keiten bekannt und vorbestraft ist, wird aus 
Fadenscheinigen Gründen festgenommen 
und in Unterbindungsgewahrsam gesteckt. 
Dort sitzt er in ciner kleinen gekachelten 
Zelle totalisoliert bis Freitag abend (17.00 
Uhr). Ihm wird während seiner Haft sogar 
ein Stift zum Schreiben verweigert. 

Weiter werden nicht zuordbare Gegen- 
stände beschlagnahmt. Nach ca. 1 Std. 45 
Minuten kann der Bus weiterfahren.(Aus: 
Interim) 


Berlin 


Weiterer Hunger- 
streik im Abschiebe- 
knast Grünau 


Antonio Patricio-Ngonga, der sich 25 Tage 
im Abschiebeknast Grünau im Hunger- 
streik befunden hatte, wurde nach der Un- 
tersuchung durch einen unabhängigen Arzt 
ohne Begründung überraschend freigelas- 
sen. Fr wurde ins Krankenhaus gebracht, wo 
er ambulant behandelt wurde. Trotz seiner 
schlechten gesundheitlichen Situation soll- 
te er ein paar lage nach seiner Entlassung 
aus der Abschiebehaft abgeschoben wer- 
den. Er wurde allerdings zu Hause nicht an- 
getroffen. 

Seit 31. Mai 1999 befand sich ein weite- 
rer Flüchtling im Abschiebeknast in Köpe- 
nick im Hungerstreik. Der Gesundheitszu- 
stand des kongolesischen Flüchtlings Lema 
Keto verschlimmerte sich durch den langen 
Hungerstreik immens: Er litt unter Schmer- 
zen in Hals-, Magen- und Nierengegend so- 
wie in den Beinen und unter blutigem Er- 
brechen. Beim Gehen mußte sich der 20- 
Jährige wegen Schwächeanfällen und 
Schwindels an der Wand abstützen. Am 17. 
Juni wurde er zur Untersuchung in ein Kran- 
kenhaus gebracht. Als er am Freitag einen 
Antrag stellte, einen Arzt seines Vertrauens 
hinzmziehen, ide dieser mit der Begrün- 


dung abgelehnt, daß er nicht krank genug 


sei. Dennoch wurde er am 21.6.99 nach 17 
Tagen Hungerstreik wegen Haftunfähigkeit 
aus der Abschiebehaft entlassen. Das macht 
sehr deutlich, daß er offensichtlich bei der 
Ablehnung seines Antrages über seine ge- 
sundheitliche Situation belogen wurde. Er 
hat eine Grenzübertrittsbescheinigung mit 
einer Frist von vier Wochen erhalten, mit 
der er jederzeit abgeschoben werden kann. 

Lema Keto war erst 12 Jahre alt, als er zu- 
sammen mit seinem älteren Bruder in die 
BRD flüchten konnte. Seine Eltern wurden 
vor acht Jahren in Lubumbashi im damali- 
pen Zaire ermordet. Lema Keto hat seinen 

Lebensmittelpunkt in Deutschland. Er ist 
hier zur Schule gegangen und hätte auch 
gern eine Ausbildung absolviert, wenn die 
Ausländerbehörde Im dazu eine Möglich- 
keit gelassen hätte. 

Eine Rückkehr nach Kongo (ehemaliges 
Zaire) ist für ihn nicht denkbar, da dort 
Krieg, Staatsterror und Willkür das Leben 
bestimmen. Hunderttausende fielen und 
fallen weiterhin Folter, Mord, massenhaften 
extralegalen Hinrichtungen, Fntführun- 
gen, Verschwindenlassen und Vergewalti- 
gungen zum Opfer. 

Laut Auskunft des BGS-Koblenz, der zen- 
tralen Regiestelle für Abschiebungen, sibt 
es schon seit längerem und auch weiterliin 
keine Abschiebungen nach Kongo aufgrund 
dieser Situation statt Dennoch wande Le- 

ma Keto in Abschiebehaft genommen, was 
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man nur als Schikane bezeichnen kann. 

Diese beiden Finzelschicksale zeigen ein- 
mal mehr, daß man nur etwas erreichen 
kann, wenn Öffentlichkeit geschaffen wird 
und es genug Unterstützung von außen 
gibt. Aus diesem Grund wollen wir an Euch 
appellieren, Euch in diesem Bereich zu en- 
gagieren. Unterstützer und Unterstützerin- 
nen werden dringendst gesucht! 

Jeden Montag um 19.30 Uhr findet bei 
der Antirassistischen Initiative (Yorckstr. 
59) ein offenes Plenum statt, zu dem Ihr 
sehr willkommen seid!. (ART) 


Gefangene in Santa-Fu, Hamburg 


Hungerstreikkette 
aus Solidarität mit 


Abdullah Öcalan 


Seit etwa 20 Jahren findet der revolutionä- 
re Befreiungskampf der kurdischen Men- 
schen statt. Dieser Kampf hat die Beendi- 
gung der Herrschaft des Menschen über den 
Menschen zum Ziel! Die Tage von Aus- 
beutung und Unterdrückung sind gezählt. 

Das taschistische türkische Regime sowie 
der neu entstehende europäische und alte 
US-Imperialismus spielen bei der Unter- 
drückung der kurdischen Menschen (und 
nicht nur gegen sie gerichtet) eine wichtige 
Rolle. 

In diesem Kampf hat der Vorsitzende Ab- 


dullah Öcalan einen wichtigen Platz. Er 


wurde über das bekannte Komplott am 16. 


Februar 1999 in die Türkei verschleppt. 
Über einen gegen A. Öcalan durchgeführ- 
ten Schauprozeß, gestützt durch Isolati- 
onsfolter, soll er und soll der revolutionäre 
Befreiungskampf insgesamt entpolitisiert 
und diskreditiert werden. 

Nach verschiedenen Solidaritäts-Akti- 
vitäten: Protestaktionen auf dem Gefäng- 
nishof in Hamburg-Fuhlsbüttel („Santa 
Fu“), Hungerstreik und Unterschriften- 
sammlung (an der sich 372 Mitgefangene 
beteiligten), haben wir am 18. Juni 1999 ei- 
ne sogenannte Hungerstreik-Kette begon- 
nen. Jeweils drei Mitgefangene (nicht nur 
Kurden!) verweigern für jeweils 3 (drei) Ta- 
se die Nahrung. Weitere Gefangene 
schließen sich an. 

Diese Aktion wird 

° bis zum Finde des Gerichtsverfahrens 
gegen A. Ocalan durchgeführt, 

e oder bis zu einer „brüderlichen“ Lösung 
des Krieges, d.h. bis zur Beendigung des 
Krieges. gez. Irfan Güven, H.-J. Gruschka 


Todesurteil gegen Abdullah Öcalan 
Ein Schlag ins 
Gesicht des kurdi- 
schen Volkes 


Zu dem am 29.6. verkündeten Todesurteil ge- 
gen den PKK-Vorsitzenden Öcalan veröffent- 
lichen wir die Erklärung der innenpolitischen 
Sprecherin der PDS-Bundestagsfraktion, Ul- 
la Jelpke: 


Das Iodesurteil gegen den PKK-Vorsitzen- 
den Ocalan ist ein Schlag ins Gesicht des 
kurdischen Volkes. Die Zurückweisung der 
kurdischen Friedensbereitschaft durch die 
Herrschenden in Ankara geht dabei bis ins 
Symbolische: An exakt dem gleichen Tag, 
am 29. Juni 1925, wurde vor 74 Jahren 
Scheich Sait, der Führer eines der größten 
kurdischen Aufstände zwischen dem ersten 
und zweiten Weltkrieg, in der kurdischen 
Stadt Diyarbakirim Südosten der Türkei vor 
einer Moschee öffentlich aufgehängt.Das 
Urteil bedeutet auch einen schweren Rück- 
schlag für alle Bemühungen um eine pol- 
itische und demokratische Lösung der kur- 
dischen Frage. Die angebliche Bereitschaft 
der Regierung und der Militärs in Ankara zu 
einer Demokratisierung hat sich wieder ein- 
malalsleeres Gerede herausgestellt.Die Ver- 
teidigung Ocalans hat angekündigt, sie wer- 
de ihren Widerstand gegen das Todesurteil 
bis zum Buropäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte tragen. Das verdient unser 
aller Unterstützung. Die jüngste Erklärung 
von General Feridun Oztürk, Versuche, das 
Leben Ocalans zu retten, würden vergeblich 
sein, läßt aber befürchten, daß die Militärs 
den Kurdenführer so oder so umbringen 
wollen.Die deutsche und europäische Poli- 
tik hat über Jahrzehnte eine Politik in An- 
kara unterstützt, die die berechtigten An- 
liegen des kurdischen Volkes ignoriert oder 
brutal unterdrückt hat. Was muß eigentlich 
noch geschehen, bis das PKK-Verbot aufge- 
hoben, die Waffenlieferungen und die Poli- 
zei- und Militärzusammenarbeit mit Anka- 
ra gestoppt, die Abschiebungen kurdischer 
Flüchtlinge aufhören und ernsthafte Schrit- 
te zu einer demokratischen Lösung der kur- 
dischen Frage unternommen werden?Die 
kurdische Bevölkerung in der Türkei wie im 
europäischen Exil verdient in dieser schwe- 
ren Stunde keine Demonstration polizeili- 
cher Macht, sondern die Solidarität aller de- 
mokratischen Kräfte in Europa. Ulla Jelpke, 
29.6.9 


Berlin 


Neue Prozesse 
gegen Kurdinnen 
und Kurden 


Am 2. Juli beginnt vor dem Landgericht Ber- 
lin um 9.00 Uhr in Saal 202 das vierte Ver- 
fahren gegen einen der Angeklagten im Zu- 
sammenhang mit der Protestaktion am is- 
raclischen Generalkonsulat. Ihm wird ge- 
fährliche Körperverletzung und schwerer 
Landfriedensbruch vorgeworfen. 

In den ersten beiden Prozessen vor dem 
Jugendgericht konnten die Vorwürfe des 
schweren Landfriedensbruches nicht stand- 
halten. Der erste Angeklagte ist wegen ein- 
fachen Hausfriedensbruch, der zweite we- 
gen einfachen Widerstand zu jeweils 4 Wo- 
chen Jugendarrest verurteilt worden. Beide 
waren fast 3 Monate in Untersuchungshaft. 
Haftentschädigung wurde nicht gezahlt. 

Der dritte Prozeß, der Mitte Juni vor dem 
Landgericht stattfand, platzte gleich am 
zweiten lag. Angeklagt war Mehmet K., er 
soll mit einer Fisenstange am Rathenow- 
platz einen Polizisten geschlagen haben. 

Gleich zu Beginn zeigte sich die Finstel- 
lung des Gerichts zu dem Prozeß: so wurde 
der Antrag des Angeklagten, nicht gezeich- 
net zu werden (türkische Stellen erfahren so 
schon genug von deutschen Behörden über 
Abgeschobene, und Demonstranten gelten 
generell als PKK-Anhänger) ebenso abge- 
lehnt wie die Anträge der Verteidigung, die 
Verhandlung vor einem Amtsgericht zu 
führen und sie in einen größeren Raum zu 
verlegen, damit auch die Familie und an- 
dere, die noch draußen warteten, teilnch- 
men könnten (Begründung der Richterin: 
„Das liegt in der Natur der Sache - es ist ge- 
nug Platz“). 

Nach der Vorladung eines falschen Zeu- 
gen - aufgrund des gleichen Nachnamens: 
übrigens der gleiche Fehler wie beim letz- 


ten Prozeß vor dem Jugendgericht! -, der Ab- 
wesenheit anderer Zeugen, der Aussagever- 
weigerung des Hauptzeugen unter Beru- 
fung auf ein „Dienstgeheimnis“, das im 
nachhinein weder von der Richterin noch 
vom Staatsanwalt akzeptiert wurde, fehlen- 
den (entscheidenden?) Sekunden auf dem 
Polizeivideo, Widersprüchen bei den Zeu- 
genaussagen und diversen Urlaubsplänen 
bei den Verfahrensbeteiligten wurde das 
Verfahren ohne neuen Termin vertagt. Meh- 
met K. bleibt trotz aller Widersprüche in 
Untersuchungshaft - wo er schon seit vier 
Monaten sitzt, ohne daß eines der üblichen 
Kriterien für „Fluchtgefahr“ erfüllt wären: 
geflohen ist er vor vielen Jahren, vor dem 
Terror in der Türkei; er lebt seit vielen Jah- 
ren ın Deutschland, hat Familie und - noch 
- eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis. 

Nun droht ihm wie vielen anderen die Ab- 
schiebung. Dabei verschwomm auch der 
„dringende 'Iatverdacht“ schon am ersten 
Verhandlungstag in etlichen Wider- 
sprüchen. 

Mehmet K. habe das Recht auf ein or- 
dentliches Gerichtsverfahren, unabhängig 
davon, ob er den Polizisten bei den Krawal- 
len in der Nähe der israelischen Botschaft 
mit der Eisenstange verletzt habe oder 
nicht, sagt seine Rechtsanwältin Annett 
Jansen. 

Sie vermutet jedoch, daß an ihrem Man- 
danten ein Exempel statuiert werden soll: 
„Selbst wenn er freigesprochen wird, so saß 
er doch einige Monate in Haft. Und das ist 
cs wahrscheinlich, was man glaubt, daß die 
Öffentlichkeit will.“ 

Justizsprecherin Michaela Blume nannte 
die Vorwürfe „völligen Blödsinn“. Mehmet 
K.s Haftdauer habe eine durchaus normale 
Länge. Es sei auch an der Tagesordnung, daß 
Zeugen verwechselt würden oder nicht zu 
einem 'lermin erschienen. Derzeit säßen 
noch zwischen zehn und zwölf Angeklagte 
im Zusammenhang mit den Krawallen um 
die israelische Botschaft in U ntersuchungs- 
haft. 

Der Verteidigung kommt indes der Pro- 
zeb nicht nur wegen der Verzögerungen 
merkwürdig vor. „Es ist nur ein Verhand- 
lungstag angesetzt worden, obwohl dem 
Gericht klar sein müßte, daß das nicht an 
einem lag zu regeln ist“, sagt Frau Jansen. 
Mit einem neuen Gerichtstermin ist frühe- 
stens im September zu rechnen. 

Berlins Innensenator Werthebach wie- 
derholte, jegliche deutsche Beteiligung am 
Krieg gegen die KurdInnen leugnend, zu- 
letzt am 26. Juni angesichts der angeblich 
drohenden Gewaltaktionen nach der Ur- 
teilsverküändung auf Imrali: „Ich werde 
nicht zulassen, daß dieinnertürkischen Aus- 
einandersetzungen auf Berliner Straßen 
ausgetragen werden.“ 

(L, Solidaritätskomitee für die kurdischen 
politischen Gefangenen in Berlin, aus: Berli- 
ner Berichte) 
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JVA Fuhlsbüttel 


Hungerstreik des 
DHKP-C-Gefange- 
nen Ali Ekti nach 39 
Tagen beendet 


Am 7. Mai begann Ali Ekti, Gefangener aus 
der DHKP-C, einen Hungerstreik, den er erst 
jetzt, nach 39 lagen, beendete. Er setzte sich 
damit gegen die folgenden Maßnahmen der 
Isolation und Schikane zur Wehr. 

l. Obwohl die anderen Gefangenen den 
ganzen lag über den Hof nutzen dürfen, wird 
dies Ali Ekti nur eine Stunde pro Tag, und 
zwar nur zusammen mit den Drogenabhän- 
gigen, erlaubt. Ali Ekti sieht dies als einen An- 
griff auf seine politische Persönlichkeit prote- 
stiert dagegen und verweigert deshalb den ge- 
samten Hofgang. 

2. Obwohl die anderen Gefangenen an 
sechs Tagen pro Woche und zu der von ihnen 
sewünschten Uhrzeit Besuch empfangen 
können, ist es Ali Ekti nur samstags von 13 bis 
15 Uhr oder von 15 bis 17 Uhr gestattet. 

3. Ihm wird sogar nur in der Zeit von 14 bis 
17 Uhr erlaubt, den Gefängniskorridor zu be- 
treten 

4. Obwohl er an mangelnder Durchblutung 
leidet und ihm vom Arzt empfohlen wurde, 
Sport zu treiben, wird ihm der Zutritt zum 
Sportraum verweigert. Obwohl der große 
Menschen an Mineralwasser trinken müßte, 
hat er das Wasser nicht angenommen, weil 
man es ihm erst nach 15 Tagen gebracht hat. 
Dazu lehnt er es ab, sich jeden lag wiegen zu 
lassen, weil er, wie er sagt, „kein Meer- 
schweinchen ist. 

5. Während sich die Gefängnisbedingun- 
gen normalisieren sollten, nachdem er indem 
Prozeß mit Serafettin G. und Erdogan C. nach 
\129a verurteilt wurde, herrschen immer 
noch die Isolationsbedingungen von der Pha- 
se der Verurteilung an. 

Die Gefängnisleitung versuchte alles, den 
politischen Willen des Gefangenen und sei- 
nen Hungerstreik zu brechen. Zuerst erklärte 
sie, daß sich seine Lage ändern werde, wenn 
er seinen Hungerstreik aufgebe. Als sie damit 
nichts erreichen konnte, begann sie am 30. 
lag der Aktion, Essen in seine Zelle zu stel- 
len. Jedesmal wurde vor den Augen des Ge- 
fangenen das Essen in den Müll geworfen. Je- 
doch wurde dieses Verhalten ebenfalls nach 
einiger Zeit abgestellt. In den letzten Tagen 
schickte sie ihm einen Pater, der seinen Wi- 
derstand brechen sollte. Auch das nützte 
nichts. Zuletzt setzten sich Gefängnisdirek- 
tor Etagenleiter, Gefängnisausländerbeirat 
und der Anwalt von Ali Ekti zusammen, um 
mit Ekti zu verhandlen. Am 14.6. in den Mor- 
senstunden endlich sahen sie sich gezwun- 
gen, alle seine Forderungen anzuerkennen. Ali 
Ekti wird in den Normalvollzug zurückver- 
legt. Er wird unter normalen Bedingungen 
Hofgang und Besuch in Anspruch nehmen 
1? 
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können. Er wird sich an sozialen und kultu- 
rellen Veranstaltungen und Angeboten betei- 
ligen können. Einer Behandlung und, wenn 
nötig, einer Operation steht von der Gefäng- 
nisleitung aus nichts im Wege. Die Behand- 
lung soll möglichst schnell aufgenommen 
werden. Die ausgehandelten Punkte werden 
von Freitag an in die Praxis umgesetzt. In An- 
betracht dessen wurde eram 14.6. in die Kran- 
kenabteilung gebracht. Er hat seinen Hun- 
gerstreik beendet. (Nach Berichten der Pro- 


zeßgruppen zum DHKP-C-Prozeß) 


Aufruf zur Prozefbeobachtung 


Politische 
Verurteilung am 


OLG Hamburg 


Versuch einer eiligen Beendigung des DHKP- 
C-Nachfolgeprozesses am Hamburger LG 


In dem Prozeß gegen den DHKP-C-Anhän- 
ger Ilhan Y., der seit März am Hanseatischen 
Öberlandesgericht Hamburg durchgeführt 
wird, hat es in der Hauptverhandlung am 23. 
Juni 1999 neue Entwicklungen gegeben. Der 
Staatsschutzsenat unter dem Vorsitzenden 
Richter Mentz will den Prozeß plötzlich aufs 
Schnellste beenden. Somit versucht man, in 
diesem offen geführten politischen Prozeß I- 
han Y.s Recht auf Verteidigung zu durch- 
kreuzen. Über weitere Beweisanträge der Ver- 
teidigung, wie etwa die Beiordnung eines Ge- 
richtsmediziners und Schußwaffenexperten 
als Sachverständigen, sagte der Vorsitzenden 
am 23.6. nur lapidar, daß die Verteidigung be- 
denken müsse, die Beweisanträge würden 
vom Gericht“ vielleicht ja auch nicht“ aner- 
kannt werden, so daß es voraussichtlich am 7. 
Juli zu den Verteidigungsplädoyers der Ver- 
teidiger E. Schultz und V. Ratzmann kommen 
werde. Daß Ihan Y. in diesem Prozeß un- 
schuldig verurteilt wird, interessiert das Ge- 
richt kaum. Ilhan ist ein Funktionär der „blu- 
trünstigen, kaltblütigen DHKP-C“ - wer eig- 
net sich besser als Täter? 

Zuerst drohte das Gericht Ihan Y. in seiner 
„Zwischenbilanz“ am 4.5. mit einer bis zu 
25jährigen Haftstrafe „wegen besonderer 
Schwere der Tat“, falls es nicht zu einer Fin- 
lassung des Angeklagten kommt. Wenn ja, so 
würde Ilhan Y. zu einem „kleinen“ Lebenslang 
von 15 Jahren verurteilt werden. Wenn man 
sich über die Bedeutung eines solchen Ange- 
botes Gedanken macht, so kommt man un- 
weigerlich zu der Schlußfolgerung, daß es sich 
bei diesem „Angebot“ an einen angeklagten 
Revolutionär mehr um einen Erpressungs- 
versuch als um Suche nach Wahrheitsfindung 
handelt. 

Die Beweislage in diesem Prozeß beruht 
nicht einmal auf einer Kette schlüssiger Indi- 
zien. Weder wurde der Angeklagte, wie das 
Gerichtbehauptet, zu 100% identifiziert, son- 
dern hatte mit dem Täter „große Ähnlich- 
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keit“, und ein Augenzeuge sagte: „Ungefähr 


so ... sah der Täter aus“, als ihm eine Licht- 
bildvorlage gezeigt wurde; noch handelt es 
sich, wie der Senat behauptet, um einen 
„Mord aus niederen und heimtückischen Be- 
weggründen“, wie sich klar aus der Beweisla- 
ge ergibt. 

Abgehörte Telefongespräche vor und nach 
dem Vorfall zwischen zwei Personen und dem 
damaligen Deutschland-Verantwortlichen, 
der heute wegen Rädelsführerschaft zu zehn 
Jahren verurteilt wurde und im Gefängnis 
Werl sitzt, wurden vom Dolmetscher des 
BKA, wie sich in der Hauptverhandlung her- 
ausstellte, falsch übersetzt. Es wurde nicht, 
wie behauptet, von „zu vielen Gefallenen“, 
die entstehen, gesprochen, sondern der 
Deutschland-Verantwortliche hatte gesagt: 
„Paßt auf, daß nicht zuviel passiert.“ 

Am gleichen "lag hatte sich in dem besag- 
ten Eige-Grill, vor dem der Inhaber Erol K. an- 
geschossen wurde, ein Vorfall ereignet. Eine 
Frau, die in dem Imbiß Zeitungen verkaufen 
wollte, wurde von dem Vater des Getöteten 
schwer beleidigt und tätlich angegriffen. Was 
die Verkäuferin damals nicht wußte, als sie in 
den Imbiß eintrat, war, daß es sich bei den Be- 
sitzern um eingelleischte türkische Faschi- 
sten der Grauen Wölfe / MHP handelte, de- 
ren Vater auf die sozialistische Zeitung 
äußerst allergisch reagierte, der Frau die Zei- 
tung ins Gesicht warf und schrieb: „Ich £... 
Dich und Deine Zeitung, komm nach hinten“ 
etc. Es kam daraufhin zu einem Handge- 
menge, bei dem plötzlich mehrere Faschisten 
aus der Umgebung die Gruppe der Zeitungs- 
verkäufer angriffen. Augenzeugen beobach- 
teten, wie beispielsweise die Frau an den Haa- 
ren gezogen und geschlagen wurde und wie 
man die Zeitungsverkäufer mit Steinen be- 
warf. 

Nach diesem Vortall telefonierte man mit 
dem Deutschland-Verantwortlichen und teil- 
te ihm mit, daß man am Abend dem Fige-Grill 
einen Besuch abstatten werde. Dieser sagte 
daraufhin: „O.k., aber paßt auf, daß nicht zu- 
viel passiert“, und nicht, wie der BKA-Dol- 
metscher übersetzte: „Paßt auf, daß es nicht 
zu viele Gefallene gibt“. 

Über den weiteren Verlauf des Geschehens 
gibt es ein weiteres lelefonat nach dem Vor- 
fall am Abend: ‚Wir waren dort ... dann hat 
einer eine Waffe gezogen und auf uns ge- 
richtet. Ismail hat zwei abgedrückt.“ Es ist al- 
so ganz und gar nicht ein „Mord aus heim- 
tückischen und niederen Beweggründen“, um 
die Geschehnisse im Imbiß zu verbergen. 

Daß Ihan Y. der besagte „Ismail“ sein soll, 
der „zwei abgedrückt hat“, will man aus ei- 
nem anderen 'lelefonat beweisen. Allerdings 
ist fraglich, wie gewichtig ein Telefonat über- 
haupt ist, um als eines der Hauptbelastungs- 
mittel zugelassen zu werden. Darüber hinaus 
muß man noch bedenken, daß die Person, die 
hier über den Schützen spricht, gar nicht ge- 
schen hat, wer geschossen hat, sondern ledig- 
lich eine Nachricht über den Stand der Din- 
ge berichtet. Die Person am Telefon spricht 
nämlich darüber, daß sie selber zwar beim An- 
griff auf den Imbiß dabei war, jedoch im Im- 
biß war, nicht sehen konnte, was draußen pas- 


siert, wer geschossen hat! 

Und, noch wichtiger, Ihan wurde einein- 
halb Stunden nach dem Vorfall in einem Lo- 
kal in der Nähe zusammen mit zwei weiteren 
Personen festgenommen, es wurden weder an 
Händen noch an den Armelbündchen 
Schmauchspuren festgestellt. Auch wurden 
keine Rückstände von Seife oder anderen Mit- 
tel zur Eintfernung von Schmauchspuren fest- 
gestellt. Sondern — man fragt sich, wie man so 
die Verbindung zu einem Schuß aus einer 
Waffe herleiten will - Rückstände von Glas- 

wolle! 

Auch läßt das Gericht außen vor, daß der 
damals angeschossene Erol Kurt hätte geret- 
tet werden können, wenn im Krankenhaus die 
nötigen Schritte eingeleitet worden wären. 
Aus einer Stellungnahme des Rechtsanwalts 
Eberhard Schultz: 

„Die Verletzungen führten zudem nur des- 
halb zum Tode Erol Kurts, weil man zunächst 
von einem ‚Streifschuß‘ ausging, das volle 
Ausmaß offenbar nicht sofort erkannt wurde 
— auch Sanitäter und Krankenhauspersonal 
gingen nach dem Akteninhalt zunächst da- 
von aus, es sei nicht so schlimm, Polizeibe- 
amte haben nach der Beweisaufnahme noch 
Gespräche im Krankenhaus geführt - und 
nicht sofort mit den richtigen, lebenserhal- 
tenden Maßnahmen begonnen wurde.“ 

Ihan Y., der „Gebietsverantwortliche Ham- 
burg der terroristischen Vereinigung“, war 
schon vorverurteilt, als er auf unglaubliche 
Weise in dem DHKP-C-Hauptprozeß ‚der im 
Februar ‘99 zu Ende ging, im Zeugenstand (!) 
verhaftet wurde. Seine Aussage als Zeuge re- 
duzierte sich dann im August letzten Jahres 
lediglich aufdie Frage der Staatsanwaltschaft: 
„Wir wissen, daß Sie es waren. Wo haben Sie 
die Waffe versteckt?“ 

Diese Maßnahmen scheinen in der deut- 
schen rechtsstaatlichen Strafverfolgung ge- 
gen die „terroristische Vereinigung“ legitim, 
wenn man die Gefahr einer revolutionären 
MI -Befreiungsbewegung aus der Türkei für 
die „innere Sicherheit“ Deutschlands be- 
denkt! Daher ist es auch gerechtfertigt, das 
Recht auf Verteidigung zu rauben, einen Spit- 
zel des Verfassungsschutzes und einen „ge- 
ständigen“ ehemaligen Anhänger als glaub- 
würdige Kronzeugen und Hauptbelastungs- 
mittel zu präsentieren, die innerhalb der Be- 
wegung durch ihre Schwächen wie Frauen 
und Geld aufgefallen sind. Die „Behörden der 
Strafverfolgung“ brauchten diese dann nur 
noch mit diesen Mitteln zu ködern und im- 
mer wieder Geld, Arbeit, Aufenthaltsgeneh- 
migung in Aussicht zu stellen, damit es für je- 
den Prozeß „frisch verwertbare“ Beweise gibt. 
(...) 

Vir rufen jeden, der für Recht, Freiheit und 
Gerechtigkeit einsteht, auf, sich gegen diesen 
Eirpressungsversuch zu stellen, sich mit Ihan 
Y. zu solidarisieren und als Prozeßbeobachter 
an der Hauptverhandlung teilzunehmen. 
Prozeßbeohachtungsgruppe 
Nächste Termine der Hauptverhandlung: 
13./14.7., 20/21. 7. Am 3. Strafsenat des Han- 
seatischen Oberlandesgerichts, Sievekingplatz 
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Aus einem peruanischen Gefängnis: ein Telefongespräch mit einem Sprecher der politischen 
Gefangenen des Movimento Revolutionario Tupac Amaru (MRTA) 


Das „Gefängn 


is der Rache“: To- 


tales Kommunikationsverbot, 
Isolation und absolute Stille 


Ende Juni wurdeim Knast Anamayo ein Han- 
dy entdeckt. Mit diesem Handy war es mög- 
lich gewesen, authentische Informationen 
über die Lage der peruanischen Gefangenen 
an die Öffentlichkeit zu bringen. Es ist zu be- 
fürchten, daß sich jetzt die Repression gegen 
die Gefangenen verschärft. 

Wir dokumentieren im folgenden den Text, 
den politische Gefangene aus der MRTA der 
Berliner Konferenz „Befriedung oder Befrei- 
ung‘ im April diesen Jahres übermittelten 
und den wir der jetzt erschienenen Aus 

von „So oder so“, Sommer 1999 entnahmen. 


Finer der peruanischen Genossen, die wir 
aus ihrem erzwungenen Exil in einem süda- 
merikanischen Land nach Berlin eingeladen 
hatten, sprach uns an: Nicht wir werden 
über Peru berichten, die Gefangenen selbst 
wollen sprechen. Sie wollen mit euch tele- 
fonieren. Unter schwierigsten Bedingungen 
hatten sie sich für kurze, gefahrvolle Mo- 
mente eine Möglichkeit organisiert, mit der 
Außenwelt zu kommunizieren. Mehrmals 
versuchten wir die Kontaktaufnahme. Ein- 
mal brach das Gespräch ab, weil eine Kon- 
trolle des Iraktes und eine Auseinanderset- 
zung mit den Wärtern unmittelbar bevor- 
stand, einmal brach die Leitung zusammen. 
Erst beim letzten Versuch klappte es: Die 
Gefangenen konnten sprechen, und wir 
zeichneten ihren beklemmenden Bericht 
auf. Wir spielten ihn per Tonband in die Ab- 
schlußveranstaltung ein. Zu hören war die 
Stimme eines Gefangenen, aus einer weiten 
Ferne, im Hintergrund Schläge auf metal- 
lene Gitter, Rufen und Stimmen, die Geräu- 
sche der Gefangenschaft. Hier der Bericht 
der Gefangenen der MRTA: 


„... Kine quadratmetergroße Öffnung in 
der Decke. Das ist das einzige, was die Fin- 
zelzellen beleuchtet, die sich im Keller des 
Gefängnisgrabes befinden — das Gefängnis 
der Kriegsmarine von Peru. 

In diesen Zellen befinden sich unsere Ka- 
meraden Victor Polay Campos, Peter Car- 
denas Shult und Miguel Rincön Rincön zu- 
sammen mit anderen Gefangenen. 5 Jahre 
lang, bis zum März 1998, befand sich hier 
unsere Genossin Lucera Cumpa Miranda. 

Die ersten Jahre in diesem Militärgefäng- 
nis bedeuteten totale Isolation, einer abso- 
luten Stille und totalem Kommunikations- 
verbots untereinander unterworfen, ohne 
Zugang zu Büchern und ohne Möglichkeit, 
irgendeiner Tätigkeit nachzugehen. Jede 
Beschwerde wurde sanktioniert, mit Es- 


sensentzug oder Streichung des Hofganges 
von einer halben Stunde pro Tag. Das Ziel 
dieser Haftsituation springt ins Auge: Fs ist 
der Versuch, die Menschen physisch, mora- 
lisch und psychisch zu zerstören, sie in eine 
bloße menschliche Hülle zu verwandeln; es 
ist das Ziel, den Willen zu zerstören, wei- 
terhin für ein Peru ohne Armut, Ungerech- 
tigkeit und Ausbeutung zu kämpfen. 

Dem Roten Kreuz gelang es kürzlich, Zu- 
gangzu diesem schändlichen Gefängnis von 
1995 zu erhalten. Sie sind die einzigen, die 
Kontakt mit den Gefangenen hatte, und 
aufgrund ihrer Bestätigung der schreckli- 
chen Schädigungen konnten sie eine psy- 
chologische Betreuung für unsere Kamera- 
den erwirken. 

Erst seit dem Besuch des Roten Kreuzes 
konnten Familienbesuche alle zwei Mona- 
te stattfinden. Aber es wurden Besuche bei 
Gefangenen gestoppt, und dort, wo ein te- 
lefonischer Austausch stattfindet, werden 
sämtliche Gespräche aufgezeichnet. 

Unsere Genossin Lucero konnte zum er- 
sten Mal seit 1995 vor kurzem ihre Tochter 
sehen. Unsere Genossin erlebte den 
schmerzlichen Verlust ihrer Mutter in die- 
sem lingeschlossensein. Ebenso wie unser 
Kommandant Victor Polay, der seinen Vater, 
ohne ihn in seinen letzten Momenten se- 
hen zu können, verlor. 

Sanitätsartikel, Kleidung und alles ande- 
re werden von den Gefängniswärtern ver- 
waltet. Sie öffnen das Fenster in der Zel- 
lentür lediglich, um Dinge oder Essen hin- 
einzureichen. Medizinische Behandlung 
gibt es nur in schwerwiegenden Fällen, 
zahnärztliche Versorgung findet nur einmal 
jährlich statt. Nur am frühen Morgen und 
nur für einen kurzen Zeitraum gibt es Was- 
ser in der Zelle. Das sind die wichtigste 
Aspekte der Situation im Gefängnisgrab, im 
„Gefängnis der Rache“, wie es die An- 
gchörigen der Marine selber nennen. 

In etwas geringerem Ausmaß als in jenem 
Grab leben wir sowohl in Chorrillos, einem 
Frauengefängnis, in Canto Grande, in Yana- 
mayo und anderen Sondergefängnissen wei- 
terhin unter diesen unrechtmäßigen und in- 
humanen Verhältnissen. Fast ohne Be- 
leuchtung sind wir eingeschlossen in Dop- 
pelzellen von weniger als sechs Quadrat- 
metern. Dort arbeiten, lesen, essen und 
schlafen wir und erledigen unsere Grund- 
bedürfnisse. 

22 Stunden täglich beträgt der Einschluß. 
Bis vor kurzem waren es noch 23,5 Stunden. 
Wir alle erleben die Zerstörung unserer Ge- 
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sundheit, Krankheiten der Knochen, der 
Atemwege, Magengeschwüre, Entzündun- 
sen der Leber und Gallenblase aufgrund der 
schlechten Ernährung. Es gibt schlimme 
Fälle, es gibt Genossen und Gefangene in 
anderen Gefängnissen, die keinerlei Be- 
treuung erhalten. Ebenso gibt es wegen der 
schlechten Beleuchtung der Zellen Kurz- 
sichtigkeit und Beschädigungen der Seh- 
fähigkeit. 

Die Familienbesuche finden in den 
schrecklichen Sprechzimmern statt. Die 
Kinder, die Alten und alle Angehörigen kön- 
nen den Gefangenen nicht einmal umar- 
men. Ohne jeglichen Grund bestraft diese 
Praxis die unschuldigen Familienangehöri- 
sen. Die Kinder und Jugendlichen werden 
traumatisiert. 

Im Fall des abgelegenen Gefängnisses bei 
Yanamayo finden die Besuche nur alle zwei 
oder mehr Monate statt. Die zumeist armen 
Familien müssen Reisen von mehreren Ta- 
gen unternehmen, weil sie von Puno weit 
entfernten Orten leben. In mehr als 4000 
Meter Höhe in Yanamayo ein abgelegener 
Ort, wo Kälte und Wind in schrecklichem 
Ausmaß wüten. Bis auf die Minusgrade fal- 
len die Temperaturen ab. W ürden die Be- 
suchsmöglichkeiten auf mehr als einmal 
wöchentlich erweitert, wäre das nur wie ein 
schlechter Witz, denn niemand ist in der 
Lage, so oft dorthin zu reisen. 

Etwas Gemeinsames gibt es in diesen Ge- 
fängnissen: Die Verpflegung und Gesund- 
heitsversorgung sind fürchterlich. Wie be- 
reits gesagt, es gibt eine Reihe von Gefan- 
genen mit schlechtem Gesundheitszu- 
stand. Das Essen hat wenig Kalorien und 
wenig Eiweiß. Das Recht auf Arbeit wird 
eingeschränkt, sie nehmen uns Werkzeuge 
und Material ab, sie verbieten Radios, Fern- 
scher, aktuelle 7 eitungen. Das sind illegale 
Maßnahmen, die sie mit Sicherheitserwä- 
gungen begründen. Aber es gibt noch wei- 
tere Mißhandlungen, sie sind zu lange, um 
sie alle aufzuzählen. 


Fujimori rechtfertigte de Gefängnisse 
und die Illegalität, in der wir leben, mit der 
„Ausnahmesituation“, in der sich nach sei- 
nen Worten das Land befindet. Er entfernt 
sich mit dieser Erklärung von seinen eige- 
nen Gesetzen und der politischen Verfas- 
sung, einschließlich der letzten Verfassung, 
die unter seiner ersten Regierung ange- 
nommen wurde. Jetzt, wo sich der Diktator 
damit rühmt, die Subversion besiegt zu ha- 
ben, und wiederholt Peru sei befriedet, fra- 
gen wır uns: Warum dauert dieses inhuma- 
ne und illegale Fingesperrtsein unserer Ge- 
nossen in dem Gefängnisgrab der Marine- 
basis, der gefangenen Tupac Amarus im ge- 
samten Land, der politischen Gefangenen 
an? 

Die Position in Fujimori ist nicht wider- 
sprüchlich, wir erbetteln nichts, noch bitten 
wir um einen Gefallen. Wir fordern unsere 
Rechte! Die Verfassung, die Strafprozeß- 
ordnung und die internationalen Abkom- 
men stützen unsere Rechte. Denn diese 
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Rechtsnormen verbieten solche Spezialge- 
fängnisse und die Diskriminierung, die wir | 


øm? 


erleben. Deshalb bestehen wir darauf, daß ; 


wir dem regulären Strafvollzug eingeglie- ; 
dert werden und daß unsere Brüder Victor ; 
Polay Campos, Peter Cardenas Shult und : 
Miguel Rincón gemeinsam mit den ande- . 
ren Kriegsgefangenen in ein ziviles Gefäng- | 


nis, ein nicht-militärisches Gefängnis ver- 
legt werden. Wir fordern zudem, daß das be- 
schämende Gefängnisgrab der Marinebasis 
endgültig geschlossen wird. 


Zum Schluß, meine Freunde: Gegenüber 
dem deutschen Vi olk, der Wiege von Per- 


sönlichkeiten wie zË. Alex ind von Hum- : 
boldt, dem Geografen und Naturkundler 


des 19. Jahrhunderts, und einer anderen 
außergewöhnlichen Frau wie Maria Reich, 


der wir verdanken, daß die Kenntnisse un- ` 


serer Vorväter international bekannt wur- 
den; und gegenüber allen Völkern der Welt 
wollen wir zum Ausdruck bringen, daß wir 


Kämpfer der'lupac Amarus unseren Kampf : 


für ein wirklich freies Peru und Lateiname- 
rika, in dem die Völker über ihr Schicksal 
selbst bestimmen können, fortsetzen wer- 
den. Jetzt, wo der Hunger und die Ausbeu- 
tung der armen Klassen weiter zunehmen, 
aber auch angesichts des Zusammenbruchs 
des neoliberalen Programmes der Fujimori- 
Diktatur, rechtfertigt sich unsere Entschei- 
dung mehr und mehr. 

In diesem Sinne bekräftigen wir das hel- 
denhafte Beispiel der 14 Kämpfer der Tupac 
Amaru, die in der Residenz des japanischen 
Botschafters einmal mehr die Menschlich- 
keit, die wir immer forderten, und die Ent- 
schlossenheit zeigten, für die wir einstehen 
und die unser Volk befreien wird. 

Es ist das, was wir Euch übermitteln woll- 
ten. Vielen Dank“ 

Aus einem peruanischen Gefängnis, 


31.3.1999 
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pe März ist wieder da, der Frühling und 
mit ihm die kapitalistische Gewalt. 
Auch sie kommt immer aufs Neue. Es war 
ebenfalls im März, als die UNO 1991 den 
Irak angegriffen hat. Wie die Jahreszeiten 
den März brauchen, um der Kälte zu ent- 
kommen, so braucht der Kapitalismus die 
Gewalt für den Versuch, seine immer größer 
werdenden Krisen zu überwinden, in die sei- 
ne Form der Produktion, der Verteilung und 
des Konsums ihn periodisch stürzen. Versu- 
che, die sich gleichermaßen gegen die Ar- 
beiterklasse richten wie gegen die Beschäf- 
tigten im Handel, die Schulen, im Gesund- 
heitswesen, in der Kommunikation, in den 
Fabriken der mehr oder weniger weit ent- 
wickelten kapitalistischen Länder wie auch 
gegen die Länder, in denen sich die Pro- 
duktionsweise noch nicht völlig dem Kapi- 
talismus angeglichen hat. 

Im ersten Fall reichen die Formen dieser 
Gewalt von der Aggression gegen die Im- 
migration bis zur Verschärfung der Arbeits- 
zeiten, der Kürzung der Reallöhne mit Kon- 
sequenzen für die unterschiedlichen Le- 
bensbedingungen. Im zweiten Fall reicht 
die Gewalt von der Enteignung der Pro- 
duktionsmittel bis zur Aushungerun gspoli- 
tik und, sofern — was unausweichlich ist — 
sich Widerstand manifestiert, zur militäri- 
schen Aggression. Die eine, von Marx ent- 
wickelte Argumentation kam mir ins Ge- 
dächtnis zurück, die sich mit der Entwick- 
lung der Produktion vom Feudalismus zum 
Kapitalismus beschäftigt. Den Vergleich 
ziehend zwischen der feudalistischen Pro- 
duktionsweise und der der ehemaligen CO- 
MECON-Staaten (die in den 10 Jahren seit 
der Auflösung des COMECON noch nicht 
alle zum Kapitalismus und damit zum Pri- 
vateigentum an den Produktionsmitteln 
und der Privatisierung des Profites überge- 
gangen sind), findet sich in den Widerstän- 
den, die Rußland, Kuba, Nordkorea, die 
Ukraine, Belorußland und auf verschiede- 
nen Wegen Jugoslawien gegen die kapitali- 
stische Expansion setzen, > der Grund für die 
von der NATO in den letzten Wochen ge- 
gen Jugoslawien entfesselte Attacke. 

„Am Ende des 17. Jahrhunderts werden 
diese verschiedenen Momente (der kapita- 
listischen Akkumulation) von England sy- 
stematisch im Kolonialsystem, Staatsschul- 
densystem, modernen Steuersystem und 
Protektionssystem zusammengefaßt. Diese 
Methoden beruhen zum Teil auf brutalster 
Gewalt, wie z. B. das Kolonialsystem. Aber 
alle benutzen die Staatsmacht, die organi- 
sierte und konzentrierte Gewalt der Gesell- 
schaft, um den Verwandlungsprozeß von 
der feudalen in die kapitalistische Produk- 
tionsweise treibhausmäßig zu fördern und 
die Übergänge abzukürzen. Die Gewalt ist 
der Geburtshelfer jeder alten Gesellschaft, 
die mit einer neuen schwanger geht. Sie 
selbst ist eine ökonomische Potenz.“ („Das 
Kapital“, l. Buch, 24. Kapitel) 

ès ist dies nur eine Anlehnung, die ich spä- 
ter wieder aufnehme. Zuerst möchte ich es 
begründen. Es liegt in den gegebenen Not- 


Brief von Maurizio Ferrari, Gefangener aus der Brigate Rosse im Gefängnis von Novara (Italien), zum 
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wendigkeiten der kapitalistischen Überpro- 
duktion, deren Dimension es erschwert, in 
einigen Fällen sogar verunmöglicht, die Ak- 
kumulation zu vergrößern. Fin wichtiges 
Beispiel etwa sind die Bedingungen der 
Mehrheit derjapanischen Unternehmen, in 
denen der produzierte Profit nicht aus- 
reicht, um gleichzeitig die individuellen Be- 
dürfnisse der Kapitalisten zu befriedigen 
und das Kapital in einem der Konkurrenz 
adäquaten Umfang zu vergrößern. So lösen 
sich diese Unternehmen auf, werden von 
US-amerikanischen, englischen oder deut- 
schen Unternehmen absorbiert oder vom 
Staat unterstützt oder aber sie stützen sich 
untereinander. Gleichzeitig wird der Ar- 
beitstag, die Lebensbedingungen der arbei- 
tenden Menschen auch in Japan verschärft, 
um eben aus der Krise der kapitalistischen 
Überproduktion herauszukommen. 

Japan ist unter den entwickelten kapitali- 
stischen Ländern aus vielen Gründen das 
Zukunftsweisende und zeigt den anderen, 
was sie erwartet. Die Bourgeoisie und ihre 
Staaten sind also quasi losgelaufen, um zu 
verhindern, daß ihnen gleiches wie Japan 
passiert. So werden seit einigen Jahren die 
Arbeitszeiten, die Löhne und Gehälter, die 
Organisation der Arbeit, die Intensivierung 
und Produktivität der Arbeit genau unter- 
sucht, neu definiert und geleitet von der 
Idee einer akurateren und intensiveren Aus- 
beutung derjenigen, die in den Fabriken, 
den Büros, den Schulen, den Krankenhäu- 
sern und im Handel arbeiten. Die wach- 
sende Immigration in die entwickelten ka- 
pitalistischen Länder war vorbereitet, in- 
dem ganze Kontinente in den Hunger ge- 
stürzt wurden; dies dient dazu, das Lohn- 
niveau im absoluten wie im Verhältnis zum 
Profit zu drücken. Fin Weg wurde so ge- 
funden, die Akkumulation zu erweitern. 
Aber in diesem Fall bestimmt der Klassen- 
widerstand im allgemeinen die Bedingun- 
gen. Gesetze werden erlassen, um die lega- 
len Aktionsformen einzuschränken. Aber in 
diesem Fall bestimmt der Klassenwider- 
spruch im allgemeinen die Bedingungen. 
Gesetze werden erlassen, um die legalen Ak- 
tionsformen einzuschränken. Aber siegenü- 
gen nicht. Das Beispiel des Streiks bei Ge- 
neral Motors vor zwei Jahren macht deut- 
lich, daß auch in den USA, wo die revolu- 
tionären (kommunistischen) Arbeiterorga- 
nisationen vor ca. 80 Jahren dezimiert wur- 
den, sich wieder etwas bewegt. So findet die 
erweiterte Akkumulation eine Grenze in ih- 
rer Gier durch den Widerstand der Arbeiter 
gegen die, Verschlechterung der Arbeits- 
und Lebensbedingungen; und in diesem 
Widerstand steckt eine Konsequenz ... 


Der Fall des Staatskapitalismus 


Dies zu dem Grund für die dem Kapita- 
lismus innewohnenden Krisen und Repro- 
duktionsschwierigkeiten, in die er peri- 
odisch geworden wird. Wird dem Kapitalis- 
mus die Möglichkeit gegeben oder trifft er 
auf Bedingungen, die anderweitig Produk- 
tivkräfte und Märkte anzueignen, schlägt er 
natürlich mit dem Ziel zu, die Akkumulati- 
on und die Reproduktion bzw. die eigene 
Herrschaft zu erweitern. 

Seit 10 Jahren, seit dem Zerfall des CO- 
MECON, sucht das Kapital die Hindernis- 
se zu überwinden, die mit der Stagnation 
entstanden sind: Es eignet sich die Produk- 
tivkräfte (einschließlich der Industricanla- 
gen, der landwirtschaftlichen Betriebe, der 
Forschung, der ausgebildeten Arbeiter und 
Techniker ...) und die Märkte der ehemali- 


gen COMECON-Länder an. 


So geschen hinkt mein Vergleich zwischen 
COMECON und Feudalismus. Der CO- 
MECON war keine Produktionsweise, die 
sich als rückständig im Vergleich zum Kapi- 
talismus definiert hätte. Im Gegenteil, Pro- 
duktionsweise und Verteilung, auf denen er 
beruhte, sind aus dem Blickwinkel des Ei- 
gentums staatskapitalistisch und in bezug 
auf die Verteilung des Profits und des pro- 
duzierten Reichtums sozialistisch. Der CO- 
MECON ist zerfallen, weil sich in den Staa- 
ten, aus denen er sich zusammensetzte, ei- 
ne Bourgeoisie und eine gesellschaftliche 
Strömung formierte, die die staatliche 
Führung bürgerlich beeinflußt haben. Fin- 
mal Herren der Lage, führten sie entspre- 
chend ihrer Natur den Übergang ins kapi- 
talistische System durch. Die Basis dafür 
war die Finführung des Privateigentums der 
Produktionsmittel und die private Aneig- 
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nung des Profits. Viele Staaten des COMF- 
CON gingen friedlich in das kapitalistische 
(bürgerliche) System über, geleitet von der 
staatlichen Führung, den Intellektuellen 
und den katholischen Bewegungen. In an- 
deren Staaten, wie Rußland, Belorußland, 
der Ukraine und Jugoslawien, ist es der 
Bourgeoisie aufgrund des Widerstands von 
Seiten eines Teils der staatlichen Führung, 
aber hauptsächlich der industriellen und 
landwirtschaftlichen Arbeitermassen, nicht 
völlig gelungen, ihre Absicht durchzuset- 
zen. 

Heute sind diese Länder größtenteils de- 
strukturiert, weil sie durch den Verlust ihrer 
Warenbeziehungen den Wechselkurs verlo- 
ren haben, der früher ihre Entwicklung er- 
laubt hat. Sie sind gezwungen, dem kapita- 
listischen Finanzmarkt hinterherzurennen, 
dessen Prinzip es ist, diese Staaten in eine 
skrise zu stürzen, um sie sich 
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dann anzueignen, sprich: immensen Reich- 
tum für fast kein Geld zu kaufen. Die Par- 
teien, die dort die Macht haben, sind keine 
entschiedenen, dem Kapitalismus feindlich 
und antagonistisch gegenüberstehende 
Kräfte. Und noch viel weniger sind sie ent- 
schlossen, diesmal einen Sozialismus auf- 
zubauen, der sich hauptsächlich auf die be- 
wußte und organisierte Mobilisierung der 
Massen auf allen Ebenen konzentriert, die 
sich und ihre Angelegenheiten selbst be- 
stimmen. Ihr Widerstand gegen den Kapi- 


‚talismus ist also konfus und von Abnutzung 


geprägt, weil er nurin wenigen Staaten und 
in keiner revolutionären Bewegung weder 
intern noch in den anderen Ländern eine 
Unterstützung findet. Zudem gibt es keine 
Vereinigung untereinander. 

Warum wurde Jugoslawien diskreditiert, 
im speziellen Serbien und nicht etwa Rumä- 
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nien, um auf dem Balkan zu bleiben, oder 
Spanien, Brasilien oder China? 

Es wurde angegriffen, weil die serbische 
Bourgeoisie, die sich 1989 gebildet hat, der 
Einmischung des Kapitals der G7 und der 
EU in Jugoslawien eine Grenze gesetzt hat; 
trotzdem sie bei Bedarf Schuldscheine und 
Wirtschaftsverträge unterschreibt. Der Wi- 
derstand der serbischen Bourgeoisie, die 
Öffnung zum Kapitalismus in gleicher Wei- 
se wie Slowenien, Kroatien und Rumänien 
zu vollziehen, gründet sich auf das Wissen, 
daß die Akzeptanz der Kreditprogramme 
den Fall des Staatskapitalismus, auf den sie 
setzt, bedeuten würde. Ohneihn würden sie 
sich bis zum Verlust des gewerkschaftlichen 
Konsenses schwächen und damit 
hauptsächlich die Fähigkeit verlieren, das 
Kapital zu akkumulieren und zu reprodu- 
zieren — sich in die Konkurrenz begeben. 

Das wirkliche Ziel ist der besondere Ka- 
pitalismus des jugoslawischen Staates, eines 
Kapitalismus, der widersteht, der sich seit 
1989 einer Innovation unterzieht, trotzdem 
er die Kriege in Bosnien unterstützen muß- 
te und trotz der verschiedenen Embargos. 
Er ist verarmt, natürlich, das zeigt der Fakt, 
daß kein Kapital existiert, den Bergbau im 
Kosovo oder die Landwirtschaft in dieser 
Gegend wieder anzukurbeln. Dort, wo es 
aufgrund der wachsenden Armut der Mas- 
sen eine Widerstandsbewegung gibt, wird 
sie vom jugoslawischen Staat permanent 
angegriffen. Die serbische Gewerkschaft 
hat nichts gegen die Repression des jugos- 
lawischen (besser serbischen) Staates im 
Kosovo getan, ein Kampf, der sich von Aus- 
einandersetzung zu Auseinandersetzung 
immer mehr als Kampf zwischen Nationa- 
litäten charakterisierte. 

Die entwickelten kapitalistischen Länder 
haben, während sie sehr darauf achteten, 
Kredite an Jugoslawien zu geben, bis dieses 
sich vom Fall des COMECON und vom ci- 
genen Zerfall erholt hat, den Nationalismus 
gefüttert, und die Kosovo-Bourgeoisie hat 
von der finanziellen Krise Jugoslawiens 
(vom IWF und anderen geschaffen) profi- 
tiert — und vom konsequenten Nationalis- 
mus der Serben. 

Daraus resultiert die Aggression, die am 
25. März begonnen hat. Hätte die jugosla- 
wische Gewerkschaft die Kraft gehabt, ein 
Investitionsprogramm für den Kosovo im 
Namen der vereinten Arbeiterschaft einzu- 
setzen, hätten wir in Jugoslawien eine so- 
zialistische Regierung gehabt, die klar zu 
verteidigen gewesen wäre. 

Aber wer hat und wo wurden solche Ten- 
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denzen unterstützt? Niemand! Die fehlen- 
de Einheit des Proletariats auf internatio- 
naler Ebene hat in Jugoslawien härteste 
Konsequenzen. Da ist niemand außen vor, 
auch nicht in Italien. 

Wenn nicht innerhalb verschiedener Län- 
der eine revolutionäre Bewegung auf die 
Beine kommt, die dem internationalen Pro- 
letariat einen Ruck gibt, werden diese Län- 
der, deren Verteidigung zusammenfällt, wie 
die Zähne, das Sehvermögen, die Kraft, sich 
aufrecht zu halten, in jemandem zusam- 
menfällt, der lange vom Hunger gequält 
wird, werden diese Länder in die Hände der 
europäischen, US-amerikanischen und ja- 
panischen Bourgeoisie fallen. 

Und auch deren ideologisches Ziel, den 
Kommunismus zu streichen und dem Pro- 
letariat den Gedanken zu verbieten, es sei 
möglich, ein Leben in Würde zu führen und 
Macht über die eigenen Lebensbedingun- 
gen und über die Gesellschaft auszuüben, 
geht auf. Deshalb betrifft die Aggression, 
die gegen Jugoslawien entfesselt wurde, uns 
alle. Sie betrifft alle mehr oder weniger be- 
wußte Proletarier und Kommunisten aller 
Länder. 


Aber was bedeutet diese 
Aggression für uns? 


Sicherlich nicht nur, Yankees zurück in die 
Staaten zu schicken. Der Kapitalismus ist in 
der  ökonomisch-politisch-militärischen 
Sphäre, unter der Führungder USA unddes 
Dollars, die Einheit aller kapitalistischen 
Staaten. Sicherlich nicht nur diejenigen 
Staaten und Regierungen unterstützen, die 
auf unterschiedliche Weise diskreditiert 
werden. Denn sie sind auf der Suche nach 
internen, wenn möglich innerhalb der kapi- 
talistischen Produktion liegenden sozial- 
politischen Lösungen. Das alles sind sekun- 
däre Aspekte. Wichtig ist, jeden kapitalisti- 
schen Staat, seine ökonomische und mi- 
litärische Basis zu bekämpfen, denn sie for- 
mieren gemeinsam mit denen der anderen 
Staaten die Macht des Kapitals, das sich der 
Aggression und der Expansion verpflichtet. 

Insgesamt ist es notwendig, den Klassen- 
kampf zu akzeptieren, und zwar in der kon- 
kreten Form, in der er realisiert wird, sonst 
gibt es keinen Platz fürdie menschliche Ent- 
wicklung. Jede antikapitalistische Demon- 
stration, sofern sie sich nicht auf eine Pra- 
xis stützt, die den Kapitalismus ablehnt, 
dient im großen und ganzen dazu, die 
Macht des Staates zu verherrlichen und un- 
sere Zugehörigkeit zur bürgerlichen Klasse 
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und zur kapitalistischen Gesellschaft zu un- 
terstreichen. Und deren Fähigkeit, sich, um - 
zu wachsen, von verarmtem menschlichem 
Leben zu ernähren, scheint keine Grenzen 
zu haben. 

Wer hätte 1970 gesagt oder gedacht, daß 
Lateinamerika im Jahr 2000 noch ärmer sein 
könnte? "Trotzdem ist es so. Wer hätte das- 
selbe in bezug auf Afrika gedacht? Trotzdem 
sterben in Afrika mehr Menschen denn je. 
Wer hätte gedacht, daß das 1965 vernich- 
tete sozialistische Indonesien im Jahr 2000 
von Hunger und ethnisch-religiösen Krie- 
gen heimgesucht würde? Trotzdem ist es so. 
Wer konnte sich vor 10 Jahren ein Rußland 
vorstellen, in dem die Miminalversorgung 
mit Lebensmitteln, das Gesundheitswesen, 
die Grundschule, das Asyl, sportliche Akti- 
vitäten im Jahr 2000 Luxus sein könnten? 
Und trotzdem ist es noch schlimmer. Es 
bleibt also nichts, als einer Praxis Leben zu 
geben, deren unmittelbares Ziel der Kampf 
gegen die kapitalistische Produktion ist, al- 
lerdings international, offen für internatio- 
nale Verbindungen, während ihr längerfri- 
stiges Ziel der Aufbau eines produktiv-so- 
zialen Fundamentes des Kommunismus ist. 

April 1999, Gefängis Novara (Italien) 
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Die durch NATO-Bomben zerstörten Auto- 
werke ZASTAVA in Kragujevac. Der gesam- 
te Balkan soll unter die totale Kontrolle der 
EU. Deshalb ist in den strategischen Planun- 
gen in der EU die dauerhafte Ausschaltung 
der jugoslawischen Industrie vorgesehen. 
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